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BESCHLUSS (EU) 2019/422 DER KOMMISSION
vom 20. September 2018

iiber die staatliche Beihilfe SA 36112 (2016/C) (ex 2015/NN) Italiens zugunsten der Hafenbehérde
von Neapel und von Cantieri del Mediterraneo S.p.A.

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2018) 6037)

(Nur der italienische Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (im Folgenden ,AEUV*), insbesondere auf
Artikel 108 Absatz 2 Unterabsatz 1,

gestiitzt auf das Abkommen iiber den Europdischen Wirtschaftsraum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a,

nach Aufforderung der Beteiligten zur Stellungnahme nach den genannten Bestimmungen (') und unter Beriicksichtigung
ihrer Stellungnahmen,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

1. VERFAHREN

(1)  Im Mirz 2006 ersuchte die Kommission Italien um Auskiinfte tiber mogliche staatliche Beihilfen fiir die Werft
Cantieri del Mediterraneo S.p.A. (im Folgenden ,CAMED®) und deren geplante Arbeiten an einem Trockendock im
Hafen von Neapel (Trockendock 3). Auf die Antwort Italiens vom 3. April 2006 hat die Kommission nicht
reagiert und die Sache nach der italienischen Stellungnahme nicht weiter verfolgt. Die Akte wurde intern von den
Kommissionsdienststellen geschlossen, da die Unterstiitzung nicht als staatliche Beihilfe angesehen wurde. Italien
hat die in Rede stehenden Mafinahmen bei der Kommission niemals formlich angemeldet.

(2)  Am 21. Januar 2013 dufSerte ein im Hafen von Neapel titiges Schiffsreparaturunternehmen Bedenken hinsichtlich
der offentlichen Finanzierung fiir drei zwischen 2006 und 2014 mutmaflich durchgefiihrte Investitionsvorhaben
zur Sanierung von drei Trockendocks (bacini di carenaggio), die von CAMED auf der Grundlage eines Konzessions-
vertrags betrieben wurden. Die Beihilfesache wurde unter der Nummer SA.36112 (2013/CP) — Mutmafliche
Beihilfe zugunsten von Cantieri del Mediterraneo — registriert. Am 27. Juni 2013 legte der Beschwerdefiihrer der
Kommission weitere Informationen vor.

(3)  Zwischen dem 28. Februar 2013 und dem 12. Juni 2013 ersuchte die Kommission auf der Grundlage der
Behauptungen des Beschwerdefiithrers Italien um Auskiinfte.

(4)  Am 21. Oktober 2013 iibermittelten die Kommissionsdienststellen ihre vorldufigen Feststellungen hinsichtlich der
mutmaflichen staatlichen Beihilfen fir CAMED an den Beschwerdefithrer und teilten ihm mit, dass — ausgehend
von den zu dem Zeitpunkt vorliegenden Informationen — die Mafnahmen offensichtlich keine Beihilfen im
Sinne von Artikel 107 Absatz 1 AEUV darstellten, da ein Vorteil fir CAMED ausgeschlossen schien. Den
Kommissionsdienststellen zufolge lagen zu dem Zeitpunkt keine Hinweise vor, dass Betriebsbeihilfen fiir den
Betreiber gewihrt worden waren, da CAMED offenbar nicht von Kosten befreit worden war, die das
Unternehmen normalerweise im laufenden Betrieb oder bei normaler Tatigkeit hitte tragen miissen.

(5)  Zwischen dem 19. November 2013 und dem 10. Februar 2015 legte der Beschwerdefithrer weitere
Informationen vor. Er befiirchtete insbesondere, dass es sich bei den Mafnahmen um illegale Investitionsbeihilfen
fur die Hafenbeh6rde von Neapel und um illegale Betriebsbeihilfen fir CAMED handeln kénnte. Die
Kommissionsdienststellen richteten am 17. Juni 2014, am 14. November 2014 und am 12. Mirz 2015 weitere
Auskunftsersuchen an Italien, die am 1. August, am 3. und am 29. September 2014, am 11. Februar 2015 und
am 10. Juni 2015 beantwortet wurden. Da den vorliegenden Informationen zufolge die 6ffentlichen Mittel bereits
gewihrt worden waren, setzten die Kommissionsdienststellen Italien am 4. Juni 2015 in Kenntnis, dass die
Mafinahmen als rechtswidrige Beihilfen (2015/NN) — Investitionsbeihilfen zugunsten der Hafenbehorde von
Neapel und von Cantieri del Mediterraneo S.p.A. — registriert und die Verfahrensregeln gemidf Kapitel III der
Verordnung (EG) Nr. 659/1999 (%) des Rates angewandt wiirden.

(") ABL.C369vom 7.10.2016,S.78.

(¥ Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. Mdrz 1999 iiber besondere Vorschriften fiir die Anwendung von Artikel 108 des
Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (ABL L 83 vom 27.3.1999, S. 1). Die Verordnung wurde ersetzt durch die
Verordnung (EU) 2015/1589 des Rates vom 13. Juli 2015 iiber besondere Vorschriften fiir die Anwendung von Artikel 108 des Vertrags
iiber die Arbeitsweise der Européischen Union (ABI. L 248 vom 24.9.2015, S. 9).
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(6)  Am 21. September 2015 trafen die Kommissionsdienststellen mit den italienischen Behorden zusammen, und am
7. Oktober 2015 richtete die Kommission ein weiteres Auskunftsersuchen an Italien, das am 9. November 2015
beantwortet wurde. Am 11. November 2015 trafen die Kommissionsdienststellen den Beschwerdefiihrer.

(7)  Mit Schreiben vom 28. Juni 2016 informierte die Kommission Italien iiber ihren Beschluss, in Bezug auf die
Beihilfen das Verfahren nach Artikel 108 Absatz 2 AEUV einzuleiten.

(8)  Der Beschluss der Kommission zur Einleitung des Verfahrens (im Folgenden ,Einleitungsbeschluss“) wurde am
7. Oktober 2016 im Amtsblatt der Europdischen Union (%) veroffentlicht. Die Kommission forderte alle Beteiligten
auf, sich zu den Beihilfen/Manahmen zu dufSern.

(9)  Bei der Kommission gingen Stellungnahmen von zwei Beteiligten ein: von CAMED und vom Beschwerdefiihrer.
Sie leitete sie an Italien weiter mit der Aufforderung, sich dazu zu duflern; die Stellungnahmen Italiens gingen mit
Schreiben vom 12. Januar 2017 ein.

(10) Die Kommission iibermittelte am 9. und am 16. November 2017 weitere Fragen an Italien, die am 24. November
2017 beantwortet wurden.

2. AUSFUHRLICHE BESCHREIBUNG DER BEIHILFEN
2.1. Hintergrund und Beihilfeempfinger

(11) Der Hafen von Neapel liegt in der Region Kampanien und wird von der Hafenbehorde von Neapel (Autorita
portuale di Napoli, im Folgenden ,APN“) verwaltet.

(12) Im Hafen von Neapel gibt es drei in Staatseigentum befindliche Trockendocks (Dock 1, 2 und 3) und zwei
Schwimmdocks privater Betreiber (Dock 5 und 6).

(13) Die Trockendocks 1, 2 und 3 werden von CAMED fiir Schiffsreparaturen und im Prinzip auch von jedem
anderen Schiffsreparaturunternehmen nach Mafgabe der ,Verordnung iiber den Betrieb von Schiffsreparaturdocks
im Hafen von Neapel” () genutzt, die 2002 angenommen und spiter geindert wurde (°) (im Folgenden
,Verordnung von 2002%). Italien zufolge miissen simtliche Trockendocks im Hafen von Neapel allen interessierten
Nutzern (z. B. anderen Schiffsreparaturunternehmen) nach bestimmten vorab festgelegten und objektiven Regeln
zur Verfiigung stehen.

(14) Nach Angaben Italiens waren die Docks in einem sehr schlechten Zustand, nachdem die Fincantieri-Gruppe, die
damals zu den grofiten Unternehmen im Schiffbausektor zihlte, Ende des vergangenen Jahrhunderts beschlossen
hatte, sich aus dem Hafen von Neapel zuriickzuziehen. Damals war CAMED (°) auf der Grundlage einer 1909 bis
2008 geltenden Konzession als Schiffsreparaturunternehmen im Hafen von Neapel titig. CAMED erklirte sich
laut den italienischen Behorden bereit, in dieses Gebiet unter der Voraussetzung zu investieren, dass die APN
verschiedene Strukturinvestitionen in den Trockendocks 1, 2 und 3 vornehmen wiirde. Auf einen 1999 gestellten
Antrag von CAMED hin sagte die Hafenbehorde zu, Modernisierungsarbeiten vorzunehmen und das Trockendock
3 funktionsfihig zu machen (im Folgenden ,Vereinbarung von 2001 ().

(15) 2001 ersuchte CAMED die APN um die Genehmigung zur Durchfithrung verschiedener Arbeiten an den Docks
als Gegenleistung gegen eine 40-jihrige Verlingerung der bestechenden Flichenkonzession (concessione demaniale).
Auf Antrag von CAMED leitete die APN das Verwaltungsverfahren nach italienischem Recht zur Vergabe eines
Konzessionsvertrags (°) ein. Die APN veroffentlichte im Kommunalregister und in ihrem eigenen Register 20 Tage
lang (vom 18. Januar 2002 bis zum 6. Februar 2002) den Antrag von CAMED auf eine Flichenkonzession
zusammen mit dem Geschiftsplan. In der Veroffentlichung wurden interessierte Kreise aufgefordert, sich dazu zu
duflern oder alternative Vorschlige zu machen. Im Rahmen des Verfahrens entscheidet bei Einwidnden oder
Beschwerden der zustindige Minister {iber die Erteilung der Konzession.

(16) Da nach der Veréffentlichung des Antrags von CAMED keine Stellungnahmen bei der APN eingingen, erteilte sie
CAMED die Konzession (atto di concessione demaniale) Nr. 125 vom 29. Juli 2004 (im Folgenden ,Konzession von
2004)) fiir den Betrieb und die Nutzung der drei Trockendocks mit der Auflage, sie allen Interessenten (z. B.
anderen Schiffsreparaturunternehmen) im Einklang mit der Verordnung von 2002 zur Verfigung zu stellen.
CAMED erklarte sich mit der Beendigung der vorherigen Flichenkonzession, die seit 1909 gegolten hatte,

() Siehe Fulnote 1.

(*) Regolamento per l'esercizio dei bacini di carenaggio, http:|/porto.napoli.itfwp-content/uploads/2015/05/RegolamentoBacini.pdf.

() Zuletzt wurde die Verordnung im Jahr 2012 gedndert, http://porto.napoli.it/wp-content/uploads/2015/06/Ordinanza_N.6_03-04-
2012.pdf.

(©) Italienpzufolge wurde das Unternehmen mehrmals umstrukturiert und mehrfach umbenannt. Einfachheitshalber wird in diesem
Beschluss der Name CAMED verwendet, auch wenn der Name frither anders lautete (Bacini Napoletani S.p.A.).

() Vereinbarung (Convenzione) zwischen der Hafenbehérde von Neapel und Bacini Napoletani S.p.A. (CAMED) vom 12. Juni 2001. Laut
Vereinbarung von 2001 betreibt CAMED das Trockendock 3 mindestens seit 1959.

(®) Artikel 36 der Schifffahrtsordnung (Codice navale) und Artikel 18 der Verordnung iiber die Schifffahrtsordnung (Regolamento per I’
esecuzione del codice della navigazione marittima).


http://porto.napoli.it/wp-content/uploads/2015/05/RegolamentoBacini.pdf
http://porto.napoli.it/wp-content/uploads/2015/06/Ordinanza_N.6_03-04-2012.pdf
http://porto.napoli.it/wp-content/uploads/2015/06/Ordinanza_N.6_03-04-2012.pdf
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einverstanden. Laut Konzession von 2004 ist CAMED berechtigt, die Trockendocks ab dem 28. Juli 2003 statt
der gewiinschten 40 Jahre 30 Jahre lang zu betreiben und zu nutzen und hat dafiir ein jihrliches Flichennut-
zungsentgelt zu zahlen, das anhand gesetzlich festgelegter Parameter (EUR/m?) berechnet und nach dem
Ministererlass vom 15. November 1995 jahrlich entsprechend der Inflationsrate angepasst wird. In Tabelle 1 sind
die von 2004 bis 2017 gezahlten Betrdge des Flichennutzungsentgelts aufgefiihrt.

Tabelle 1
Konzessionsgebiihren
(in EUR)
Jahr Jahrliche Konzessionsgebiihr
2004 124 117
2005 103 300
2006 139 900
2007 147 800
2008 146 341
2009 154 392
2010 149 148
2011 153 321
2012 159 071
2013 143 671
2014 142 178
2015 132 664
2016 133 658
2017 133 257

(17) Nach Artikel 1 der Konzession von 2004 erlaubt die Laufzeit der Konzession die Amortisation friiherer
Investitionen und ein neues von CAMED aufgelegtes Investitionsprogramm in Hohe von 24 Mio. EUR (47 662
Mio. ITL) (°). Gemafl Konzessionsvertrag von 2004 stellte CAMED auch eine Kaution (cauzione) in Hohe von
275 000 EUR fir die mit der Konzession eingegangenen Verpflichtungen.

(18) Nach Artikel 3 der Konzession von 2004 verpflichtete sich die APN zur Ausfihrung von Bauarbeiten auf dem
CAMED {iberlassenen Gelinde bis 2006 und insbesondere dazu, i) die Pumpanlage von Dock 1 und Dock 2
anzupassen; ii) eine neue zertifizierte Trockendockkammer (barche-porte) fiir die Docks 1, 2 und 3 zu errichten;
ili) Wande (paramenti) und Sohle (platea) von Dock 2 zu erneuern; iv) Kais (banchine) und Winde von Dock 2 und
Kai 33b zu erneuern.

(19) Nachdem der Einleitungsbeschluss vorlag, erlduterte Italien, dass CAMED bis 2016 Investitionen in Hohe von
24 610 420 EUR gemif8 der Konzession von 2004 und zusitzliche Investitionen in Hoéhe von 17 931 075 EUR
vorgenommen habe.

2.2. Vom Beschwerdefiithrer vermutete staatliche Beihilfen

(20) In seinem ersten Vorbringen fithrte der Beschwerdefiihrer an, CAMED habe auf zwei Ebenen Beihilfen erhalten: i)
als Betreiber (d. h. als Verwalter der Trockendocks) durch eine Reduzierung der Kosten fiir die Sanierung der
Infrastruktur (Betriebsbeihilfe) und ii) als Nutzer der Infrastruktur (d. h. als Schiffsreparaturunternehmen), da die
Infrastruktur, die im Prinzip allen Unternehmen zuginglich sein sollte, de facto ausschlieflich von CAMED
genutzt werde. In der Beschwerde wurden auch Vermutungen hinsichtlich einer Kartellbildung gedufert, die fiir
diesen Beschluss jedoch irrelevant sind; dazu wurde am 24. Juli 2014 ein gesonderter, an den Beschwerdefithrer
adressierter Beschluss angenommen.

(°) Im Konzessionsvertrag von 2004 ist die Hohe der Investitionen tatsichlich mit 24 Mio. EUR angegeben und nicht mit 24 000 EUR, wie
es im Einleitungsbeschluss heifit.
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(21) Dem Beschwerdefiihrer zufolge entstand der Vorteil fir CAMED durch die Ausfithrung folgender Arbeiten (im
Folgenden ,Interventionen®):

1. Intervention 1: Teilsanierung von Trockendock 3 (Beihilfebetrag: 12 928 537 EUR);

2. Intervention 2: Anpassung der Pumpanlagen von Dock 1 und 2 sowie Erneuerung der Pierseitenwinde von
Dock 2 (Beihilfebetrag: 23 170 000 EUR);

3. Intervention 3: Reparatur und Verstirkung der Mittelpier von Dock 3 (Molo Cesario Console) (Beihilfebetrag:
13 000 000 EUR).

(22) Mit seinem Vorbringen vom 19. November 2013 erweiterte der Beschwerdefithrer seine Beschwerde und
behauptete, durch die Interventionen wiirden der APN Beihilfen im Sinne der Entscheidungspraxis der
Kommission (%) gewihrt. Dem Beschwerdefiihrer zufolge ist auch von Beihilfen fiir den Konzessionsnehmer
(CAMED) auszugehen, da die Konzession nicht im Wege einer offentlichen, offenen, transparenten und nichtdis-
kriminierenden Ausschreibung vergeben worden sei. Ferner ist dem Beschwerdefithrer zufolge nicht
nachgewiesen, dass durch das von CAMED gezahlte Flichennutzungsentgelt jeglicher Vorteil ausgeschlossen
werden kann. Seiner Aussage nach erlaubt es die Methode zur Festsetzung von Flichennutzungsentgelten (siche
Erwigungsgrund 16) nach italienischem Recht nicht, die durch moglicherweise durchgefiihrte Interventionen
erzielte Wertsteigerung der Infrastruktur zu beriicksichtigen, da ein bestimmter Betrag in EUR/m? festgesetzt sei.

(23) Am 1. Oktober 2015 legte der Beschwerdefilhrer zudem eine Liste von Beschliissen der APN (delibere
Nr. 308/2015, Nr. 181/2015, Nr. 233/2015, Nr. 277/2015, Nr. 279/2015, Nr. 281/2015, Nr. 2932015,
Nr. 302/2015) iiber auszufithrende Arbeiten an den Trockendocks vor, um nachzuweisen, dass gegen das
Durchfithrungsverbot verstoen werde.

2.3. Stellungnahme Italiens zu der mutmaflichen Beihilfemanahme/Finanzierung des Investitions-
vorhabens und der Rechtsgrundlage

(24) Vor der Annahme des Einleitungsbeschlusses erlduterte Italien, dass 2006 nach einem offentlichen
Vergabeverfahren nur ein Teil der fur die Sanierung von Trockendock 3 vorgesehenen Arbeiten abgeschlossen
worden seien (Intervention 1), wihrend die Arbeiten im Rahmen der Interventionen 2 und 3 damals noch nicht
abgeschlossen waren. Von dem gesamten mit CAMED in der Vereinbarung von 2001 und der Konzession von
2004 vereinbarten Vorhaben sei bis dahin nur ein Teil vollstindig ausgefithrt worden.

(25)  Italien zufolge wurde der Rechtsanspruch auf die Finanzierung der APN bereits 1998 nach Artikel 9 des Gesetzes
Nr. 413/1998 gewihrt, wonach das Ministerium fiir Verkehr und Schifffahrt (im Folgenden ,Ministerium®) ein
Investitionsprogramm fiir Hifen auf der Grundlage von Antrdgen der Hafenbehorden beschliefen sollte. (') Das
Investitionsprogramm wurde durch zwei Ministerialerlasse angenommen und spiter geindert. Der erste Erlass
vom 27. Oktober 1999 (%) (im Folgenden ,Ministerialerlass vom 27. Oktober 1999 enthilt eine Liste von 20
Hifen, die nationale Finanzmittel erhielten; im zweiten Erlass (**) (im Folgenden ,Ministerialerlass vom 2. Mai
2001%) wurde die Liste auf 25 Hifen erweitert. Auf der Grundlage der beiden Erlasse konnen Hafenbehorden
weitere Gelder in Hohe von insgesamt 100 Mrd. ITL (ca. 51 Mio. EUR) leihen oder beantragen. Das Ministerium
wiirde den Finanzinstituten die Betrdge jedes Jahr direkt erstatten. (**) Daher wurden die Mafnahmen zugunsten
der APN Italien zufolge 1998 aufgrund des Gesetzes Nr. 4131998 gewihrt.

(26) Nach dem Einleitungsbeschluss tibermittelte Italien weitere Informationen zu den Investitionsbetrigen des
italienischen Staates und der Hafenbehorde APN.

Intervention 1

(27)  Nach Angaben Italiens wurden die Arbeiten im Rahmen von Intervention 1 am 21. Oktober 2002 aufgenommen
und am 24. Januar 2006 abgeschlossen. Zum Zeitpunkt der Annahme dieses Beschlusses beliefen sich die Kosten
auf 12 859 854,50 EUR.

(") Der Beschwerdefithrer verwies u. a. auf den Beschluss der Kommission in der Beihilfesache SA.34940 (N/2012) — Italien, Porto di
Augusta, vom 19. Dezember 2012 (ABL. C 77 vom 15.3.2013, S. 1).

(") ,Per la realizzazione di opere infrastrutturali di amplimento, ammodernamento e riqualificazione dei porti, il Ministero dei trasporti e della
navigazione adotta un programma sulla base delle richieste delle autorita portuali o, laddove non istituite, delle autorita marittime, sentite le regioni
interessate.”

(") Decreto 27 ottobre 1999 Adozione del programma di opere infrastrutturali di ampliamento, ammodernamento e riqualificazione dei
porti (GU Serie Generale n.10 del 14-01-2000).

("*) Decreto 2 maggio 2001 Ripartizione delle risorse di cui all'art. 9 della legge n. 413 del 1998, rifinanziate dall'art. 54, comma 1, della
legge n. 488 del 1999 rifinanziate dall'art. 144, comma 1, della legge n. 388 del 2000 per la realizzazione di opere infrastrutturali di
ampliamento, l'ammodernamento e riqualificazione dei porti (GU Serie Generale n.199 del 28-08-2001).

(") Weitere Mittel wurden spiter nach Artikel 54 Absatz 1 des Gesetzes Nr. 488/1999, Artikel 144 Absatz 1 des Gesetzes Nr. 388/2000
und Artikel 36 des Gesetzes Nr. 166/2002 gewihrt.
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(28)

(1)

(32)

Intervention 2

Vom Ministerium wurde Intervention 2 mit 14 971 621,41 EUR kofinanziert. Den Betrag von 5 498 378,59
EUR, der von der APN teilweise vorfinanziert und durch Fordergelder des Ministeriums erstattet werden sollte,
hat das Ministerjum nie gezahlt.

Fir Intervention 2 hat die APN Eigenmittel in Hohe von 2 700 000 EUR (Delibera 89/2016 vom 22. Mirz
2016) und 5 830 000 EUR (Delibera 175/2017 vom 31. Mai 2017) aufgebracht.

Die Arbeiten im Rahmen von Intervention 2, die am 5. November 2012 aufgenommen wurden, sind noch nicht
abgeschlossen. Zum Zeitpunkt der Annahme dieses Beschlusses beliefen sich die Kosten auf 11 192 515,79 EUR.
Die Gesamtkosten fiir diese Intervention wurden auf 29 000 000 EUR veranschlagt.

Intervention 3

Intervention 3 wird teilweise aus Eigenmitteln der APN finanziert (5 091 000 EUR gemif Delibera 356/2014
vom 24. Dezember 2014).

Bis Dezember 2017 hatten die Arbeiten im Rahmen von Intervention 3 noch nicht begonnen (Auftragsvergabe
am 19. Juli 2017); die Kosten beliefen sich auf 6 880,50 EUR. Die Gesamtkosten fiir diese Intervention wurden
auf 15 900 000 EUR veranschlagt.

Die Gesamtkosten des Investitionsvorhabens (alle drei Interventionen) belaufen sich auf 57 759 874,50 EUR; ihre
Verteilung auf die drei Interventionen ist Tabelle 2 zu entnehmen.

Tabelle 2

Vorgesehene offentliche Investitionen

Intervention Betrige Gezahlt? | Datum der Zahlung Veriﬁiglglszi(got:téﬁves-
1. Teilsanierung von 9760 629,57 Ja 8.1.2003 12 859 854,50

Dock 3 21.12.2004
14.7.2005
26.10.2005
12.12.2011
3099 224,93 Ja 31.12.2002

26.4.2004

19.4.2005

6.10.2005

24.4.2006

2. Anpassung der 8 300 000,00 Ja 4.8.2006 29 000 000,00
Pumpanlagen von 2712.2006
Dock 1 und 2; 7:12.200
Erneuerung der 29.12.2006
Pierseitenwinde von

Dock 2 6 671 621,41 Ja 1.9.2011
22.3.2013
17.12.2014

2 700 000,00 (Eigenbeitrag der Ja 23.3.2016

APN)
5 498 378,59 (von der APN Nein k. A.
vorzustrecken und vom italieni-
schen Staat zu erstatten)
5 830 000,00 Ja 31.5.2017
(Eigenbeitrag der APN)
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Intervention Betrige Gezahlt? | Datum der Zahlung Veratﬁ(c)}:ll:kg;:tgves_

3. Reparatur und 10 809 000,00 Ja 18.11.2014 15 900 000

Verstarkung der

Mittelpier von Dock 5 091 000,00 (Eigenbeitrag der Ja 24.12.2014

3 APN)
Finanzierung durch die APN insgesamt 13 621 000,00
Finanzierung durch den italienischen Staat insgesamt 44 138 854,50
Insgesamt 57 759 854,50

(34) Der Tabelle ist zu entnehmen, dass sich die fir dieses Vorhaben bereits gewihrte oder zugesagte Finanzierung
durch den italienischen Staat auf 44 138 854,50 EUR belief. Sie erfolgte vor allem in Form direkter Erstattungen
seitens des Ministeriums an die Finanzinstitute fir die der APN gewihrten Darlehen und in Form direkter
Zuschiisse fir die APN aus dem italienischen Staatshaushalt. Den Angaben Italiens zufolge stammte der restliche
Betrag von 13 621 000 EUR (davon 2 700 000 EUR und 5 830 000 EUR fiir Intervention 2 und 5 091 000
EUR fiir Intervention 3) aus Eigenmitteln der APN, die durch ihre wirtschaftliche Tatigkeit der Hafenverwaltung
erworben wurden.

2.4. Griinde fiir die Einleitung des Verfahrens

(35)  Am 28. Juni 2016 nahm die Kommission einen Beschluss iiber die Einleitung einer férmlichen Untersuchung in
Bezug auf die oben genannten Mafnahmen an, da Zweifel bestanden, ob es sich bei diesen Mafinahmen um
staatliche Beihilfen im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV handelt und ob sie mit dem Binnenmarkt vereinbar
sind.

2.4.1. Zweifel am Vorliegen einer Beihilfe fiir die Hafenbehorde von Neapel (APN)

(36) In ihrem Einleitungsbeschluss kam die Kommission zu dem vorlidufigen Ergebnis, dass es sich bei den
Mafinahmen um staatliche Beihilfen im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV handelte, da die APN staatliche
Mittel zum Ausbau von ihr kommerziell genutzter Schiffsreparaturanlagen erhalten hat. Die APN als eine Einheit,
die im Auftrag des Eigentiimers, d. h. des italienischen Staates, einer wirtschaftlichen Tatigkeit nachgeht, kann als
Unternehmen betrachtet werden. Daher diirfte es sich um die Ubertragung staatlicher Mittel handeln, die dem
Staat zuzurechnen sind.

(37) Ferner wird dem Einleitungsbeschluss zufolge der APN durch die offentliche Finanzierung ein selektiver wirt-
schaftlicher Vorteil gewihrt. Die Kommission duflerte Zweifel, ob die Hafenbehorde gemeinwirtschaftliche
Verpflichtungen erbringen muss, die klar definiert sind und die vier kumulativen Altmark-Kriterien erfiillen. Die
von der APN erbrachten Dienstleistungen (entgeltliche Vermietung von Schiffsreparaturanlagen) weisen keine
Besonderheiten im Vergleich zu anderen wirtschaftlichen Titigkeiten auf. Die Kommission dufSerte Zweifel, i) ob
die APN tatsichlich gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen zu erbringen hat und ob diese genau definiert waren;
ii) ob die Parameter, auf deren Grundlage die Ausgleichsleistungen berechnet werden, im Vorhinein objektiv und
transparent festgelegt worden waren; iii) ob die Ausgleichszahlungen nicht iiber das hinausgehen, was notwendig
wire, um die Kosten fiir die Erbringung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung unter Beriicksichtigung der
erzielten Einnahmen und eines angemessenen Gewinns zu decken; iv) ob der Betreiber im Wege eines offentlichen
Vergabeverfahrens ausgewdhlt wurde oder ob sich die Kosten fiir die Erbringung der gemeinwirtschaftlichen
Verpflichtung auf die Kosten eines durchschnittlichen (gut gefithrten und fiir die Erbringung einer gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtung angemessen mit Transportmitteln ausgestatteten) Unternehmens beschrianken.

(38) Die Kommission ging vorldufig davon aus, dass das Investitionsvorhaben es der APN ermdglichen werde, ihrer
wirtschaftlichen Tatigkeit der Vermietung der Trockendocks in einem Sektor weiter nachzugehen, der von
Wettbewerb und Handel auf Unionsebene geprigt ist, und dass die MafSnahme geeignet ist, den Wettbewerb zu
verfilschen und den unionsinternen Handel zu beeintrichtigen.

(39) In ihrem Einleitungsbeschluss stellte die Kommission fest, dass die Einstufung der Mafnahmen als staatliche
Beihilfe keinen Verstof gegen Artikel 345 AEUV bedeuten wiirde, in dem der Grundsatz der Neutralitit zwischen
offentlichen und privaten Unternehmen verankert ist. Die Kommission stellte vorlaufig fest, dass die Einstufung
der Maflnahmen als staatliche Beihilfe keine Diskriminierung offentlicher Eigentiimer darstellt, da auch private
Eigentiimer in diesem Wirtschaftszweig vorab einen Geschiftsplan erstellen miissten und auf dieser Grundlage
nur eine gewinnbringende Investition titigen wiirden. Andernfalls konnten sowohl offentliche als auch private
Eigentiimer potenziell mit dem Binnenmarkt vereinbare Beihilfen erhalten, sofern alle Bedingungen der geltenden
Vorschriften fiir staatliche Beihilfen im Schiffbausektor eingehalten werden.
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(40)  Ferner kam die Kommission in dem Einleitungsbeschluss zu dem vorldufigen Ergebnis, dass die fraglichen
Mafinahmen nicht als bestehende Beihilfen im Sinne des Artikels 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2015/1589
(im Folgenden ,Verfahrensverordnung®) eingestuft werden konnen, da offentliche Unterstiitzung fiir Schiffbau-
und Schiffsreparaturanlagen schon vor dem Urteil in der Rechtssache Leipzig/Halle als staatliche Beihilfen
betrachtet wurden.

2.4.2. Zweifel am Vorliegen einer Beihilfe fir CAMED

(41) In Bezug auf mogliche Beihilfen fir CAMED stellte die Kommission im Einleitungsbeschluss fest, dass das
Unternehmen dank der offentlichen Gelder fur die APN von den Investitionskosten, die jeder andere private
Eigentiimer von Schiffsreparaturanlagen auf dem Markt vollstindig hitte bezahlen miissen, teilweise befreit war,
da die APN von CAMED niedrigere Gebiihren verlangen konnte.

(42) Die fraglichen Mafnahmen sind dem Staat zuzurechnen (sie werden von der APN gewihrt, die Teil der staatlichen
Verwaltung ist, auch wenn sie von anderen Behorden rechtlich unabhingig ist). AufSerdem stellte die Kommission
im Einleitungsbeschluss fest, dass die APN, indem sie CAMED die Trockendocks mdglicherweise unter den
marktiiblichen Sitzen iiberlassen hat, auf staatliche Mittel verzichtet haben konnte.

(43) Da es keine Ausschreibung gab und das von CAMED an die APN zu entrichtende Flichennutzungsentgelt anhand
gesetzlich festgelegter Parameter berechnet wurde, kam die Kommission zu dem vorldufigen Ergebnis, dass
CAMED durch die vertraglichen Vereinbarungen mit der Hafenbehorde ein wirtschaftlicher Vorteil gegeniiber
marktiiblichen Bedingungen verschafft worden sein konnte, indem sanierte Trockendocks moglicherweise unter
den marktiiblichen Sdtzen bereitgestellt wurden. Selbst wenn man davon ausgeht, dass CAMED zum Ausgleich
fur die Interventionen verschiedene Investitionen getitigt hat, weist nichts darauf hin, dass der Wert dieser von
CAMED fiir die APN getitigten Investitionen zusammen mit dem Flichennutzungsentgelt dem Wert der
Interventionen entsprach, die die Hafenbehorde fiur CAMED durchgefithrt hat. Die Kommission forderte Italien
und die Beteiligten auf, sich zu diesen vorldufigen Schlussfolgerungen zu dufern.

(44) In dem Einleitungsbeschluss dufSerte die Kommission Zweifel, ob die vier Altmark-Kriterien in Bezug auf die
Mafnahmen zugunsten von CAMED kumulativ erfiillt sind.

(45)  Zudem stellte die Kommission fest, dass die Malnahmen geeignet waren, den Wettbewerb zu verfilschen und den
unionsinternen Handel zu beeintrichtigen.

2.4.3. Zweifel an der Vereinbarkeit der Beihilfe mit dem Binnenmarkt

(46) Hinsichtlich der Vereinbarkeit ging die Kommission vorldufig davon aus, dass Trockendocks keine Verkehrsinfra-
strukturen, sondern Produktionsanlagen fiir Schiffswerften sind, da sie fiir den Schiffbau oder Schiffsreparaturen
und nicht fir Verkehrszwecke genutzt werden. Daher konnte die Beihilfe nicht direkt nach Artikel 107 Absatz 3
Buchstabe ¢ AEUV als Investitionsbeihilfe fiir eine Verkehrsinfrastruktur bewertet werden.

2.4.3.1. Vereinbarkeit der Beihilfe fiir die APN

(47) Die Kommission dufferte Zweifel an der Vereinbarkeit der Beihilfe fiir die APN nach den DAWI-Rahmenbe-
stimmungen von 2011 und nach den Regelungen fiir staatliche Beihilfen fiir den Schiftbausektor, die zum
Zeitpunkt der Gewidhrung der jeweiligen Mafinahmen galten. Im Einleitungsbeschluss stellte die Kommission
vorldufig fest, dass die Gewihrung der Mittel zu dem Zeitpunkt erfolgte, als die jeweiligen Investitionen auf
Antrag der Hafenbehérden in das Investitionsprogramm aufgenommen wurden. Die Kommission hielt die
diesbeziiglichen Informationen fiir unzureichend und forderte Italien auf, die Daten zur Gewihrung jeder
einzelnen Maffnahme/Intervention zu iibermitteln.

(48) Die Kommission hatte jedoch Zweifel an der vollstindigen Vereinbarkeit der fraglichen Mafinahmen mit dem
Binnenmarkt, weil offenbar die hochstzuldssige Beihilfeintensitit fiir regionale Investitionsbeihilfen fiir
Schiftbauanlagen (auf die in den aufeinanderfolgenden Rahmenbestimmungen verwiesen wird) tiberschritten
wurde, unabhingig vom genauen Zeitpunkt der Gewihrung der jeweiligen Mafnahme und auf der Grundlage der
folgenden Regelungen fiir die Vereinbarkeit, die fur Beihilfen fiir den Schiftbausektor gelten konnen:

— die Verordnung (EG) Nr. 1540/98 des Rates (**);

(**) Verordnung (EG) Nr. 1540/98 des Rates vom 29. Juni 1998 zur Neuregelung der Beihilfen fiir den Schiftbau, die vom 1. Januar 1999 bis
zum 31. Dezember 2003 in Kraft war (ABL. L 202 vom 18.7.1998, S. 1).
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— die Rahmenbestimmungen von 2004 iiber staatliche Beihilfen an den Schiffbau, die zundchst vom 1. Januar
2004 bis zum 31. Dezember 2006 in Kraft waren und danach zweimal, zunichst bis zum 31. Dezember
2008 und dann bis zum 31. Dezember 2011 verlingert wurden (*°);

— die Rahmenbestimmungen {iiber staatliche Beihilfen firr den Schiffbau ('), die fiir nicht angemeldete Beihilfen
galten, die nach dem 31. Dezember 2011 gewahrt wurden. Die Geltungsdauer dieser Rahmenbestimmungen
wurde bis zum 30. Juni 2014 verlingert (*%);

— die Leitlinien fiir Regionalbeihilfen 2014-2020 mit Wirkung vom 1. Juli 2014 (**).

(49) Da Italien nicht die erforderlichen Informationen vorlegte, um das genaue Datum der Gewidhrung feststellen zu
konnen, konnte die Kommission keine vollstindige Vereinbarkeitsbewertung vornehmen, da die korrekte
Rechtsgrundlage nicht zu ermitteln war. In dem Einleitungsbeschluss hielt es die Kommission nicht fiir
ausgeschlossen, dass zumindest ein Teil der Mafnahmen nach den mafSgeblichen Regelungen fiir staatliche
Beihilfen mit dem Binnenmarkt vereinbar sein konnte; sie forderte Italien auf, zu jeder Malnahme eine Vereinbar-
keitsanalyse vorzulegen.

2.4.3.2. Vereinbarkeit der Beihilfen fiir CAMED

(50) Die Kommission duflerte Zweifel an der Vereinbarkeit der Maflnahmen nach den DAWI-Rahmenbestimmungen
von 2011, soweit es die mutmafilichen Beihilfen fiir CAMED betraf.

(51) Da die Kommission nicht ganz ausschliefen konnte, dass zumindest ein Teil der Mafnahmen fiir die APN nach
den zum Zeitpunkt der Gewihrung der Mafnahmen geltenden beihilferechtlichen Bestimmungen fir den
Schiffbausektor als mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehen werden konnte, war nicht auszuschlieRen, dass
sich dies auch auf die Vereinbarkeitsbewertung der Beihilfen fir CAMED auswirken wiirde. Die Kommission
forderte Italien auf, zu jeder Manahme (fir CAMED) eine Vereinbarkeitsanalyse auf der Grundlage der zum
Zeitpunkt der Gewdhrung der jeweiligen Mafinahme geltenden Rechtsvorschriften vorzulegen.

3. STELLUNGNAHME ITALIENS
3.1. Stellungnahme zum Einleitungsbeschluss

(52) Italien zufolge verstofSt der Einleitungsbeschluss gegen die Primirquellen des Unionsrechts und gegen die
allgemeinen Grundsitze der soliden Verwaltung, der Rechtssicherheit, des Vertrauensschutzes und des wirksamen
Rechtsschutzes. Italien zufolge wiirde jeder Beschluss der Kommission einen fritheren Beschluss der Kommission
von 2006 (%) iiber den Abschluss der Beihilfesache aufheben.

(53) Italien fithrt auferdem an, dass der Abschluss des Verfahrens innerhalb einer vertretbaren Frist ein allgemeiner
Grundsatz des Unionsrechts sei ('), der die Kommission darin hindern solle, die Dauer der Voruntersuchung, die
nach Eingang einer Beschwerde iiber eine mutmafliche, nicht angemeldete Beihilfe eingeleitet wurde, nach
eigenem Ermessen zu verlingern, es sei denn, dass die Mafnahme rechtswidrig war (*)). Den italienischen
Behorden zufolge ist das im anstehenden Verfahren nicht der Fall.

(54) Italien verweist auf Artikel 16 Absatz 1 der Verfahrensverordnung, wonach die Kommission die Riickforderung
der Beihilfe nicht verlangt, wenn dies gegen einen allgemeinen Grundsatz des Unionsrechts verstoffen wiirde.

3.1.1. Zum Vorliegen einer Beihilfe fiir die APN

(55) Im Hinblick auf das Vorliegen einer Beihilfe fir die APN erlduterte Italien, dass Hafenbehorden keine
Unternehmen seien, sondern nichtwirtschaftliche offentliche Einheiten (enti pubblici non economici) des 6ffentlichen
Rechts (z. B. nach dem Gesetz Nr. 84/1994, dem italienischen Rahmengesetz fiir Hifen (*)). Die nationalen
Hafenbehorden seien administrativ, organisatorisch, regulatorisch, haushaltsméfig und finanziell unabhangig. Der
italienische Staat habe die Hafenbehorden damit beauftragt, in seinem Auftrag und ausschlieflich im 6ffentlichen
Interesse die Verwaltung, Regulierung und Kontrolle der italienischen Hifen wahrzunehmen. Daher wiirden die
Hafenbehorden die Liegenschaften des Staates nicht wirtschaftlich nutzen, sondern lediglich in Ausiibung des
ihnen tibertragenen institutionellen Mandats verwalten.

(") ABL C 317 vom 30.12.2003, S. 11. Siche auch Mitteilung der Kommission betreffend die Verlingerung der Geltungsdauer der
Rahmenbestimmungen iiber staatliche Beihilfen an den Schiffbau (ABL. C 260 vom 28.10.2006, S. 7) und Mitteilung der Kommission
betreffend die Verldngerung der Geltungsdauer der Rahmenbestimmungen fiir Beihilfen an den Schiffbau (ABL C 173 vom 8.7.2008,
S.3).

(") ABLC364vom 14.12.2011,S.9.

(*®) Siehe Mitteilung der Kommission zur Verlingerung der Geltungsdauer der Rahmenbestimmungen iiber Beihilfen fiir den Schiffbau
(ABL C 357 vom 6.12.2013, S. 1).

() ABL C 209 vom 23.7.2013,S. 1.

(*) Siehe Beschluss des Gerichtshofs vom 30. November 1994, SFEIL, C-222/92, ECLEEU:C:1994:396.

(*) Siehe Urteil des Gerichts vom 11. Mérz 1999, Aristrain/Kommission, T-156/94, ECLLEU:T:1999:53.

(*?) Siehe Urteil des Gerichtshofs vom 16. Dezember 2010, Athinaiki Techniki/Kommission, C-362/09 P, ECLLEU:C:2010:783.

(¥) Siehe Legge 28 gennaio 1994, n. 84: Riordino della legislazione in materia portuale, Gazzetta Ufficiale n.28 del 4-2-1994 — Supplemento

Ordinarion. 21.
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(56) Italien argumentiert, dass Hafenbeh6rden weder Giiter noch Dienstleistungen auf einem Markt anbieten und
folglich keine wirtschaftliche Tatigkeit ausiiben wiirden. Nach Artikel 6 des Gesetzes Nr. 84/1994 diirften
Hafenbehorden weder direkt noch indirekt Hafenaktivititen durchfihren (*). Auflerdem sei die Verwaltung
italienischer Hifen per Gesetz der fiir die betreffende Region zustindigen Hafenbehoérde vorbehalten. Die
Hafenbehorden wiirden bei der Wahrnehmung ihres institutionellen Auftrags zur Verwaltung der italienischen
Hifen nicht auf einem wettbewerblichen Markt agieren, da i) keine andere Partei diese Titigkeit ausiiben diirfe
und ii) es den Hafenbehorden untersagt sei, sich in wettbewerblichen Sektoren wirtschaftlich zu betitigen.

(57) Italien zufolge handelt es sich bei der Flichennutzungsgebiihr (canone demaniale) nicht um einen Ausgleich fiir die
Bereitstellung einer wirtschaftlichen Leistung, sondern um ein Entgelt fur die private Inanspruchnahme
offentlichen Eigentums. Die Erhebung der Gebiihr im Auftrag des Staates fallt unter das institutionelle Mandat der
Hafenbehorden.

(58) Italien zufolge wiirde nur dann eine wirtschaftliche Tatigkeit vorliegen, wenn kommerzielle Gebithren von den
Hafenbehorden eigenstindig beschlossen und anhand eines Marktwertes berechnet werden konnten (). Im
vorliegenden Fall werde die Gebithr aber durch den Ministerialerlass Nr. 595/1995 auf der Grundlage fester
Parameter bestimmt, die fur die Liegenschaften gelten, fir die eine Konzession erteilt wurde. Die Gebithren
wiirden von allen italienischen Hafenbehorden fiir alle Konzessionen erhoben, unabhingig von der geplanten
Nutzung durch den Konzessionsnehmer und von moglichen Gewinnen oder Verlusten. Daher sei die Gebiihr Teil
der allgemeinen Steuerlast von Unternehmen, die — nicht nur im Schiffbausektor — auf staatseigenem Geldnde
tatig sind. Zudem weist Italien darauf hin, dass sich die Gebithren nicht an marktiiblichen Werten orientieren
konnten, da es keinen Markt fur das Eigentum an und/oder die Verwaltung von offentlichen Liegenschaften gebe.

(59) Wie Italien weiter ausfiihrt, seien die Mafnahmen nicht selektiv gewesen, da die Arbeiten an den Trockendocks
im Hafen von Neapel Teil der zahlreichen Investitionen seien, die der italienische Staat in seinen Liegenschaften,
nicht nur in Hifen, vornehme. Der italienische Staat finanziere die Instandhaltung zahlreicher Liegenschaften, zu
denen (nach MafSgabe der Schifffahrtsordnung und des Biirgerlichen Gesetzbuchs) auch die italienischen Hifen
einschlieSlich gemauerter Docks gehorten.

(60)  Auflerdem hitten offentliche Gelder zur Erweiterung und Modernisierung und zum Ausbau von Hifen, die auf
der Grundlage des Gesetzes Nr. 413/1998 gewahrt (und nach Gesetz Nr. 388/2000 und Gesetz Nr. 166/2002
refinanziert) werden, allen italienischen Hafenbehorden zur Verfiigung gestanden (*). Die Instandhaltung der
Trockendocks 1, 2 und 3 sei keine ad hoc erfolgte Investitionsentscheidung, sondern eine interne
Mitteliibertragung an Offentliche Einrichtungen nach nationalen Rechtsvorschriften, in denen geregelt sei, dass der
Staat Eigenttimer der Hifen und fiir deren Verwaltung verantwortlich ist. Italien meint, dass die Kommission
keine Maflnahmen nach Artikel 107 AEUV in Frage stellen konne, die nicht selektiv, sondern von allgemeiner
Geltung sind und auf wirtschafts- und industriepolitischen Entscheidungen einzelner Mitgliedstaaten beruhen.

(61) Hinsichtlich eines moglichen wirtschaftlichen Vorteils fiir die APN fithrt Italien an, dass die Sanierungsarbeiten
nach Mafigabe des Gesetzes Nr. 84/1994 und des Gesetzes Nr. 112/1998 (¥) dem Eigentiimer, d. h. dem
italienischen Staat und nicht dem Verwalter der Infrastruktur obliegen. Daher werde die Belastung der
Hafenbehorde durch die offentliche Finanzierung der Instandhaltungskosten nicht gemindert, und der
Hafenbehorde werde damit auch kein Vorteil verschaftt.

(62)  Auflerdem hat die APN Italien zufolge keinen wirtschaftlichen Vorteil, da die Mafnahmen fiir die Erbringung der
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse, d. h. fiir den Betrieb der Trockendocks (im Rahmen
ihres Auftrags und der durch das Gesetz Nr. 84/1994 der Hafenbehorde auferlegten Verbote), erforderlich seien.
Nach Angaben Italiens fillt diese von allen italienischen Hafenbehorden ausgefithrte Tatigkeit aufgrund nationaler
Rechtsvorschriften ausdriicklich unter Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (DAWI).
Folglich verschafften die Mafnahmen der APN keinen selektiven Vorteil gegeniiber anderen italienischen
Hafenbehorden.

(**) Nach diesem Gesetz bestehen die Hauptaufgaben italienischer Hafenbehorden: a) in der Planung, Koordinierung und Forderung der
wirtschaftlichen und industriellen Titigkeiten im Hafen; b) in der Aufrechterhaltung des Zugangs zu Infrastrukturen und Flichen; ¢) in
der Beauftragung Dritter und der Kontrolle der Hafenaktivititen zur entgeltlichen Bereitstellung von Dienstleistungen von allgemeinem
Interesse fiir Hafennutzer.
Italien verweist auf das Urteil des Gerichts vom 12. Dezember 2000, Aéroports de Paris, T-128/98, ECLLEU:T:2000:290. Italien zufolge
wire eine notwendige und unerldssliche Voraussetzung fiir die Einstufung des Entgelts als kommerzielle Gebithr und der Tatigkeit als
wirtschaftliche Betdtigung, dass ein Infrastrukturverwalter die Hohe der von potenziellen Nutzern verlangten Gebiihren eigenstindig
festsetzen kann.
Italien zufolge haben die nationalen Behorden im Rahmen des nationalen Plans fiir den Ausbau italienischer Hafen durch die Annahme
des Gesetzes Nr. 413/1998 Mittel fiir Infrastrukturarbeiten zur Erweiterung und Modernisierung und zum Ausbau von Hifen
bereitgestellt und die Hafenbehorden beauftragt, Infrastrukturarbeiten in den Hafen bis zu einem Gesamtbetrag von rund 50 Mio. EUR
jahrlich durchzuftihren.
(¥) Nach Artikel 5 des Gesetzes Nr. 84/1994 und Artikel 104 der Gesetzesverordnung Nr. 112/1998 trigt die Kosten der Maffnahmen zur
Umstrukturierung o6ffentlicher Infrastruktur einzig und allein der italienische Staat als alleiniger Eigentiimer der Infrastruktur.

(25

N

(26
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(63) Italien verweist auf das Protokoll Nr. 26 zum AEUV, wonach den nationalen Behorden ein weiter Ermessens-
spielraum in Bezug auf Dienste von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse eingerdumt wird; danach beschrinke
sich die Rolle der Kommission auf die Uberpriifung offensichtlicher Fehler. Italien zufolge handelt es sich weder
bei der entgeltlichen Vermietung einer Infrastruktur noch bei der direkten Nutzung der Infrastruktur durch die
APN fiir Schiffbauaktivititen um Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse. Mit einer solchen
Dienstleistung sei die den italienischen Hafenbehorden durch das Gesetz Nr. 84/1994 auferlegte Verpflichtung
verbunden, Trockendocks im Auftrag des italienischen Staates zu verwalten und insbesondere fur die
Instandhaltung dieser staatlichen Liegenschaften im 6ffentlichen Interesse zu sorgen.

(64) Die vom Staat gewihrte 6ffentliche Finanzierung fiir Reparaturarbeiten an den Trockendocks 1, 2 und 3 habe der
APN keinen Vorteil verschafft, da es sich lediglich um eine Ubertragung 6ffentlicher Mittel fiir die Ausfiihrung
bestimmter, vom Staat an die Hafenbehorden iibertragener Aufgaben oder um die Erstattung der Kosten
gehandelt habe, die der APN durch die Wahrnehmung der allen italienischen Hafenbehérden durch das Gesetz
Nr. 84/1994 auferlegten Verpflichtungen entstanden seien.

(65) Hinsichtlich der Sanierungsarbeiten erlduterte Italien, dass die o6ffentliche Finanzierung nicht tiber die Erstattung
der Kosten, die der APN entstanden sind, hinausgehe. Die Auftrige seien im Rahmen eines offentlichen
Vergabeverfahrens erteilt worden (wodurch sich die urspriinglich veranschlagten Kosten reduziert hitten).
Auflerdem habe CAMED erginzend zu den Investitionen der APN betrichtliche Investitionen von iiber 40
Mio. EUR getatigt.

(66) In Bezug auf die institutionelle Aufgabe der Hafenverwaltung im Auftrag des Staates wies Italien ferner darauf
hin, dass diese Aufgabe nach Artikel 28 und 29 der Schifffahrtsordnung sowie Artikel 822 und 823 des
Biirgerlichen Gesetzbuchs ausschlieSlich den Hafenbehorden und keinesfalls durch ein Vergabeverfahren
tibertragen werden diirften. Demgegeniiber sei CAMED die Konzession fir die in Rede stehenden staatlichen
Liegenschaften nach nationalen Rechtsvorschriften (*) in einem wettbewerblichen, nichtdiskriminierenden
Verfahren und im Einklang mit den Grundsitzen der Union erteilt worden.

(67) Italien behauptet zudem, dass die Mafnahmen den Wettbewerb nicht verfilscht und den Handel zwischen den
Mitgliedstaaten nicht beeintrachtigt hitten. Da der Hafensektor in Italien nicht liberalisiert sei, betitigten sich die
italienischen Hafenbehorden nicht in einem vom Wettbewerb bestimmten Sektor. Italien zufolge irrte die
Kommission, als sie in ihrem Einleitungsbeschluss die Tatigkeit als ,Vermietung“ statt als ,Erteilung einer
Konzession fur staatliche Liegenschaften” einstufte. Im Gegensatz zum Mieter einer Liegenschaft miisse ein
Konzessionsnehmer im offentlichen Interesse handeln und werde von der Hafenbehérde nach 6ffentlichem Recht
kontrolliert.

(68) Auflerdem behauptet Italien, dass die Kommission es versiumt habe, die zwischen den Mitgliedstaaten
bestehenden Unterschiede in der Verwaltung von Hifen zu beriicksichtigen. Mangels eines einheitlichen Konzepts
auf Unionsebene habe Italien sich fur die Verwaltung des Hafensektors nach offentlichem Recht entschieden. Da
der Hafensektor in Italien nicht liberalisiert sei und die Hafenbehorden nicht in einem von Wettbewerb
bestimmten Sektor agierten, haben die Mafinahmen Italien zufolge im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 AEUV
weder den Wettbewerb verfilscht noch den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeintrichtigt.

(69) Italien sieht in der Einstufung der Mafnahmen als staatliche Beihilfe eine Verletzung des Artikels 345 AEUV, in
dem der Grundsatz der Neutralitit zwischen privaten und offentlichen Unternehmen verankert ist. Ein privater
Eigentiimer konne so viel in seine Liegenschaften investieren, wie er wolle, wihrend Investitionen des Staates in
die eigene Infrastruktur stets staatliche Beihilfen seien. Italien widerspricht der vorldufigen Einschdtzung der
Kommission, dass private Eigentiimer normalerweise nur gewinnversprechende Investitionen titigen wiirden (ein
Beispiel seien Investitionen zur Imageforderung).

(70)  Italien weist ferner darauf hin, dass es im Sinne von Artikel 345 AEUV nicht zulissig sei, den Mitgliedstaaten
durch Unionsrecht eine Privatisierung vorzuschreiben oder den Verkauf von Liegenschaften zu verlangen, die der
Mitgliedstaat im offentlichen Eigentum belassen wolle, zumal es keine gemeinsame Regelung zur Liberalisierung
des Sektors gebe. Jede andere Auslegung wiirde gegen den allgemeinen Grundsatz der Gleichbehandlung
verstofSen, wonach es rechtswidrig sei, vollkommen unterschiedliche Sachverhalte in gleicher Weise zu behandeln.

(71)  Auferdem diirfe die Kommission die Mitgliedstaaten nicht daran hindern, solche Liegenschaften instand zu
halten. Das Recht, die eigenen Liegenschaften betriebsbereit zu halten und ihre Funktionsfihigkeit zu
gewihrleisten, bilde den Kern des Eigentumsrechts, das nun auch durch die Grundrechtecharta der Europdischen
Union gewihrleistet sei, eine Quelle des Primirrechts, an das sich auch die europdischen Institutionen zu halten
hitten.

(**) Die Konzession wurde nach Artikel 36 der Schifffahrtsordnung (Codice navale) und Artikel 18 der Verordnung zur Schifffahrtsordnung
(Regolamento per I' esecuzione del codice della navigazione marittima) erteilt.
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(72) In Bezug auf die Einstufung der Mafnahmen als bestechende Beihilfen weist Italien darauf hin, dass die
Kommission in ihren vorldufigen Schlussfolgerungen an den Beschwerdefithrer von 2013 zu der Feststellung
gelangt ist, die betreffenden Trockendocks seien Teil des maritimen staatlichen Eigentums. Italien merkt an, dass
die Kommission selbst bis zum Urteil in der Rechtssache Leipzig/Halle Investitionen in die Infrastruktur, auch im
Hafengeldnde, als Tatigkeit angesehen habe, die nicht in den Geltungsbereich des Artikels 107 AEUV fillt. In dem
Zeitraum, in dem iiber die Arbeiten an Dock 1, 2 und 3 im Hafen von Neapel entschieden wurde (d. h. vor
2001), seien offentliche Gelder fur die Erhaltung der Infrastruktur normalerweise keine Beihilfen gewesen,
sondern allgemeine Maflnahmen, iiber die der Staat aufgrund seiner Unabhingigkeit in Fragen der
Wirtschaftspolitik, Raumplanung und Entwicklung entscheiden konnte.

(73) ltalien verweist ferner auf die Bekanntmachung zum Begriff der staatlichen Beihilfe (*), in der es heift, dass die
Behorden aufgrund der vor dem Urteil in der Rechtssache Aéroports de Paris herrschenden Unsicherheit
berechtigterweise annehmen konnten, dass die vor diesem Urteil gewdhrten offentlichen Gelder fiir die
Infrastruktur keine staatlichen Beihilfen darstellten und daher nicht bei der Kommission angemeldet werden
mussten. Deshalb gehe Italien davon aus, dass diese Mafnahmen auf der Grundlage der beihilferechtlichen
Regelungen im Hinblick auf Rechtssicherheit und Vertrauensschutz nicht in Frage gestellt werden konnen (*).

(74)  Zur vorldufigen Schlussfolgerung der Kommission in ihrem Einleitungsbeschluss, wonach staatliche Beihilfen fiir
Schiftbau- und Schiffsreparaturanlagen (bereits vor dem Urteil in der Rechtssache Leipzig/Halle) stets als staatliche
Beihilfen betrachtet wurden, merkt Italien Folgendes an: Die Kommission verweise in ihrem Einleitungsbeschluss
zu Unrecht auf die Entscheidung 94/374/EG der Kommission (*'). Dieser Entscheidung zufolge konnten
verschiedene offentliche MafSnahmen ,fur Schiffsreparaturanlagen fiir [ein] Trockendock® in den Geltungsbereich
des Artikels 107 AEUV fallen. Die Entscheidung habe sich auf ,Anlagen®, d. h. Superstrukturen in Hifen
(bewegliche Strukturen, Krine usw.) bezogen, deren Eigentimer einzelne Konzessionsnehmer sind, und nicht auf
staatseigene Hafeninfrastruktur. In der Entscheidung werde ausdriicklich festgestellt, dass i) offentliche
Finanzierung fur das Unternehmen, das einen italienischen Hafen betreibt, ,die Verwaltung der regionalen
Infrastrukturen [betrifft] und ... deshalb nicht als staatliche Beihilfe ... angesehen werden* kann und ii)
Mafinahmen zur ,Finanzierung von Infrastrukturen, die von einer 6ffentlichen Einrichtung geschaffen werden, ...
nicht als Beihilfen im Sinne des Artikels“ 107 Absatz 1 AEUV angesehen werden konnen, was bestitige, dass die
Kommission selbst bis zum Urteil in der Rechtssache Leipzig/Halle Infrastrukturinvestitionen auch in Hifen als
Titigkeit angesehen habe, die nicht unter Artikel 107 AEUV fillt.

(75) Italien wiederholt noch einmal, dass die italienischen Hafenbehorden nicht in einem fiir den Wettbewerb offenen
Markt titig seien. Nach stindiger Rechtsprechung stellten Beihilfen in nicht liberalisierten Markten bestehende
Beihilfen dar, die nur ex nunc als mit dem Binnenmarkt unvereinbar angesehen und von daher auch nicht
zuriickgefordert werden konnten.

3.1.2. Zum Vorliegen einer Beihilfe fir CAMED

(76) In Bezug auf die mutmafliche Beihilfe fiir CAMED erlduterte Italien, dass fiir die auferordentlichen Sanierungs-
arbeiten an den Trockendocks nach italienischem Recht der Eigentiimer (d. h. der Staat) und nicht der Betreiber
der Infrastruktur zustindig sei. Wie bei einem Mietvertrag sei fiir die laufenden Arbeiten der Betreiber zustindig,
wiahrend der Eigentimer dafiir zu sorgen habe, dass die Infrastruktur fiir die tiber die gesamte Laufzeit des
Konzessionsvertrags zugesicherte Nutzung durch den Betreiber einsatzfihig bleibt. Auch nach Ablauf der
Konzession bleibe die Infrastruktur Eigentum des Staates. Italien zufolge gilt dies nicht nur fiir die Konzession, die
CAMED 2004 erteilt wurde, sondern fur alle Konzessionen fiir die Nutzung und den Betrieb staatlicher
Liegenschaften (*2).

(77) ltalien behauptet daher, die Mafinahmen seien allgemeiner, bereichsiibergreifender Natur, da nach der vom
italienischen Gesetzgeber vorgesehenen offentlich-rechtlichen Organisation des Hafensektors jede italienische
Hafenbehorde (nicht nur die APN in Neapel) seit jeher offentliche Mittel erhalten habe und auch weiterhin
erhalten werde, um Infrastrukturarbeiten an staatseigenen Liegenschaften durchzufithren. Folglich hitten alle
Unternehmen (nicht nur CAMED) in allen italienischen Hafen (nicht nur in Neapel) und allen Wirtschaftssektoren

(*) Bekanntmachung der Kommission zum Begriff der staatlichen Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Européischen Union (ABL. C 262 vom 19.7.2016, S. 1).
(*) Italien stellt fest, dass im Urteil in der Rechtssache Aéroports de Paris nicht die Errichtung von Infrastruktur, sondern die Verwaltung
von Flughifen als wirtschaftliche Tatigkeit beschrieben worden sei. Daher miisse zumindest auf das Urteil in der Rechtssache
Leipzig/Halle verwiesen werden. Italien plidiert weiterhin gegen die Ubertragung dieses Urteils auf den Hafensektor, da die Gefahr
bestehe, dass dadurch die gesamte Wirtschafts- und Industriepolitik der Mitgliedstaaten im Hafensektor in den Geltungsbereich des
Beihilferechts einbezogen werde, was Folgen fir die Zustindigkeit der Union und der Mitgliedstaaten habe und zu Lasten der
Mitgliedstaaten gehe.
Entscheidung 94/374/EG der Kommission vom 2. Februar 1994 iiber das Gesetz Nr. 23/1991 der Region Sizilien betreffend
auflerordentliche Maflnahmen zugunsten der Industrie und tiber Artikel 5 des Regionalgesetzes Nr. 8/1991 der Region Sizilien,
insbesondere betreffend Finanzierungen zugunsten des Unternehmens SITAS (ABL. L 170 vom 5.7.1994, S. 36).
Italien legte auch Beispiele fiir dhnliche Sachverhalte vor, bei denen im Hafen von Neapel titige Konzessionsnehmer dhnliche
Vereinbarungen unterzeichnet haben, die vorsehen, dass Arbeiten an verschiedenen Teilen der Infrastruktur durchzufiihren sind, die von
der Hafenbehorde finanziert werden. Italien verweist insbesondere auf einen Konzessionsvertrag, den die Hafenbehorde mit dem
Beschwerdefiihrer der vorliegenden Beihilfesache iiber Schiffbauarbeiten im Hafen von Neapel unterzeichnet hat, bei denen der
Konzessionsnehmer fiir (routinemafige) Instandhaltungsarbeiten zustindig sei, wihrend die Hafenbehorde sich bereit erklért habe, den
Bau eines neuen Docks (spezifische Arbeiten) zu finanzieren.
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(nicht nur im Schiffbau) von ,Beihilfen* ,profitiert*, die mit den mutmafllichen Beihilfen fiir CAMED identisch
seien. Italien zufolge haben alle Wirtschaftsbeteiligten, denen eine Konzession fiir staatliche Liegenschaften erteilt
wurde, i) an einem offenen, wettbewerblichen Verfahren teilgenommen; ii) Bereiche, Liegenschaften und
Infrastruktur nutzen konnen, die mit 6ffentlichen Mitteln gebaut und instand gesetzt wurden; iii) ein Flichennut-
zungsentgelt nach nationalem Recht gezahlt. Somit habe CAMED keinen selektiven Vorteil gegeniiber anderen
Unternehmen erlangt, die sich in einer tatsichlich und rechtlich vergleichbaren Situation befinden wie
Schiftbauer, Terminalbetreiber, Reedereien usw (**). Auferdem miisse CAMED nach der Verordnung von 2002
anderen Unternechmen unter gleichen Bedingungen und auf der Grundlage transparenter und nichtdiskrimi-
nierender Prioritdtskriterien zu Offentlich einsehbaren Preisen Zugang zu der staatseigenen Infrastruktur
gewihren, was Italien zufolge ein weiterer Beweis dafiir ist, dass die Malnahmen nicht selektiv sind.

(78) Das von CAMED fiir die Nutzung des staatlichen Eigentums entrichtete Flichennutzungsentgelt sei nach
nationalen Rechtsvorschriften und insbesondere gemifl dem Ministerialerlass Nr. 595/1995 festgelegt worden.
Die APN habe von CAMED gar kein geringeres Entgelt verlangen konnen, da es sich nicht um eine zwischen den
Parteien nach marktiiblichen Sitzen ausgehandelte kommerzielle Gebiithr handle. Das Flichennutzungsentgelt
werde in objektiver Weise festgelegt und sei fiir alle maritimen Flichenkonzessionen fiir derartige Titigkeiten
identisch, also nicht selektiv. Somit habe die Mafnahme die Kosten der Hafenbehorde nicht reduziert und es ihr
auch nicht erméglicht, von CAMED niedrigere Gebiihren zu verlangen.

(79)  Auflerdem halt Italien es nicht fiir erforderlich, dass der Konzessionsnehmer staatseigener Liegenschaften wahrend
der Laufzeit der Konzession einen Betrag investiert, der zusammen mit der Gebithr ebenso hoch wire wie die
Kosten vom Staat als alleinigem Eigentimer durchgefiithrter spezifischer Instandhaltungsarbeiten. Der
Konzessionsnehmer sei wihrend der voriibergehenden Nutzung der Liegenschaften nicht verpflichtet, die gleichen
finanziellen Lasten zu tragen, wie es ein Eigentiimer tun wiirde, um diese Liegenschaften funktionsfahig zu halten
und damit ithren Wert zu steigern.

(80) TItalien zufolge wird im Einleitungsbeschluss auch nicht beriicksichtigt, dass CAMED erginzend zu den
Investitionen der APN einen umfangreichen Investitionsplan von iiber 40 Mio. EUR durchgefiihrt habe, obwohl
dies nicht notwendig gewesen wire.

(81) Nach Auffassung Italiens wurde CAMED durch das Investitionsvorhaben kein Vorteil verschafft, da die
Konzession von 2004 durch ein offenes und offentliches Verfahren (siche Erwdgungsgrund 15) erteilt worden sei
und CAMED Anspruch auf eine Infrastruktur habe, die in einem fur die vereinbarte Nutzung angemessenen
Zustand sein miisse. Auflerdem gilt nach Auffassung Italiens die Richtlinie 2014/23/EU des Europiischen
Parlaments und des Rates (*) iiber die Konzessionsvergabe nicht fir Ausschreibungen fiir Konzessionen in
Hafengebieten. Daher sei die APN nicht verpflichtet gewesen, eine Ausschreibung fur die Konzession fur diese
Trockendocks zu verdffentlichen und schon gar nicht fir eine Konzession, die bereits iiber zehn Jahre vor
Inkrafttreten dieser Richtlinie erteilt wurde.

(82) TItalien argumentiert aulerdem, dass die Malnahmen weder den Wettbewerb verfilscht noch den Handel unter
den Mitgliedstaaten beeintrachtigt hitten, denn die Position eines Unternehmens gegeniiber anderen Unternehmen
im gleichen Wirtschaftsbereich werde durch diese Maffnahmen nicht gestirkt. Die Verordnung von 2002 sehe
vor, dass jedes Unternehmen, unabhingig von seinem Standort, die Docks nutzen kann. Italien zufolge sind die
Mafnahmen somit unerheblich fiir grenziiberschreitende Investitionen und/oder Bedingungen hinsichtlich des
Unternehmenssitzes.

(83) Italien vertritt die Auffassung, dass die Kommission keine allgemeine 6ffentliche Mafinahme, die im gesamten
Hoheitsgebiet eines Staates fiir alle dort titigen Unternehmen gilt, in Frage stellen kann mit der Begriindung, sie
wiirde den Betreibern einen Vorteil gegeniiber den in anderen Mitgliedstaaten ansdssigen und titigen
Unternehmen verschaffen. Ob ein solcher selektiver Vorteil gewdhrt wird, diirfe einzig und allein auf nationaler
Grundlage ermittelt werden, da ein Vergleich mit den fiir Unternehmen in anderen Mitgliedstaaten geltenden
Bedingungen mangels unionsweiter Regelungen bedeuten wiirde, dass aufgrund der rechtlichen und
regulatorischen Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten tatsdchlich und rechtlich unterschiedliche Sachverhalte
miteinander verglichen werden, was der Zielsetzung und der Funktion der Kontrolle staatlicher Beihilfen
zuwiderlaufen wiirde.

(84) Italien wiederholt die Argumente in Bezug auf die Einstufung der Mafnahmen als bestehende Beihilfe (siche
Erwigungsgrund 75).

(**) Italien erlduterte, dass die Hafenbehorde von Neapel nach Maf8gabe des Gesetzes Nr. 413/1998 insbesondere auf lokaler Ebene unter
Verwendung offentlicher Mittel mehrere Maffnahmen zur Sanierung und Modernisierung zahlreicher staatseigener Liegenschaften und
Infrastruktur ausgefiihrt habe, die von Unternchmen aus allen Wirtschaftsbereichen und nicht nur von Schiffbauunternehmen genutzt
wiirden, und legte hierzu einige Beispiele vor.

(*) Richtlinie 2014/23[EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 iiber die Konzessionsvergabe (ABL L 94 vom
28.3.2014, 5. 1).
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3.1.3. Zur Vereinbarkeit der mutmaflichen Beihilfen fiir die APN und CAMED mit dem Binnenmarkt

(85) Italien widerspricht der Bewertung der Kommission, wonach die Mittel zu dem Zeitpunkt gewihrt wurden, als
die jeweiligen Investitionen auf Antrag der Hafenbehorden in das Investitionsprogramm aufgenommen wurden.
Italien wiederholt, dass das Datum, an dem die Rechtsgrundlage fur den Anspruch des mutmafSlich Begiinstigten
auf die Unterstiitzung in Kraft trat, und nicht das Datum der Annahme maglicherweise zahlreicher nachfolgender
Durchfithrungsmaffnahmen als Zeitpunkt der Gewihrung einer staatlichen Beihilferegelung gelten miisse. Italien
stellt fest, dass alle von der Kommission ermittelten Durchfithrungsmaffnahmen ausdriicklich auf die Refinanzie-
rungsregelungen nach Maflgabe des Gesetzes Nr. 413/1998 verweisen, das somit die einzige wirkliche
Rechtsgrundlage fiir die Maffnahme sei, sowie auf die diversen Entscheidungen der APN im Jahr 2001 und die
2004 erteilte Konzession fir CAMED.

(86) Italien zufolge sollten die Mafnahmen nicht auf der Grundlage der Rahmenbestimmungen fur den Schiffbau
(siche Erwadgungsgrund 48) beurteilt werden, da es dabei nur um die Instandhaltung staatseigener Hafeninfra-
struktur gehe. Italien zufolge wird mit der mutmaflichen Beihilfe nicht bezweckt, die Produktivitit der
vorhandenen Anlagen einer Werft, d. h. der Superstrukturen (bewegliche Strukturen, Krine usw.) in einem Hafen
zu steigern, sondern Instandhaltungsarbeiten an bestimmten Teilen der Hafeninfrastruktur vorzunehmen, deren
alleiniger Eigentiimer der Staat ist. Dadurch solle verhindert werden, dass sie veralten, insbesondere im Hinblick
auf die Sicherheit und die gleichberechtigte und nichtdiskriminierende Zuginglichkeit fiir alle Hafennutzer. Daher
konne die Vereinbarkeit der fraglichen Maffnahmen mit dem Binnenmarkt nicht auf der Grundlage von sektorspe-
zifischen Regelungen fiir Beihilfen fiir den Schiffbau beurteilt werden.

(87) Italien zufolge sind die Mafnahmen sowohl nach Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe b als auch nach Artikel 107
Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar, weil damit beabsichtigt werde, staatseigene
Liegenschaften nach den Beschddigungen durch den zweiten Weltkrieg und durch das Erdbeben von 1980, von
dem die Stadt Neapel betroffen war, wiederherzustellen. Die mutmaflichen Beihilfemalnahmen seien
angemessen, da die offentliche Finanzierung auf das unbedingt Notwendige beschrinkt sei und die Instandhal-
tungsarbeiten in einem offenen, wettbewerblichen Verfahren vergeben worden seien, das es ermdéglicht habe, die
veranschlagten Kosten zu senken. Italien weist aulerdem darauf hin, dass CAMED betrichtliche Investitionen
vorgenommen habe, wodurch die Hohe des offentlichen Beitrags auf ca. 40 % der gesamten Investitionskosten
gesenkt werden konnte. Die Maflnahmen seien auch deshalb angemessen, weil auf der Grundlage der fiir
offentliche Konzessionen geltenden Rechtsvorschriften die vom Konzessionsnehmer durchgefithrten Arbeiten
nach Ablauf der Konzession im Eigentum des Staates verbliecben und CAMED keinerlei Anspruch auf
Entschddigung oder Erstattung habe. Italien wiederholt, dass die mutmaflichen Beihilfemafnahmen von
wirtschaftlichem Nutzen fiir eine benachteiligte Region im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV
seien.

(88) Im November 2017 legte Italien weitere Informationen vor und wiederholte seine Auffassung, dass die staatlichen
Beihilfen fur den Schiftbau nicht die richtige Rechtsgrundlage zur Bewertung der Vereinbarkeit der Beihilfe mit
dem Binnenmarkt seien. Dazu dufSerte Italien sich wie folgt.

(89) Im Hinblick auf die Vereinbarkeit der Beihilfe fiir die APN bestitigte Italien, dass die APN keine Beihilfeantrige
(mit Hinweis auf die maflgeblichen Vorschriften fur den Schiffbau) vorgelegt habe, bevor die Arbeiten im Rahmen
der einzelnen Investitionen aufgenommen wurden. Italien bekriftigte seinen Standpunkt, dass die Mittel fur die
Instandhaltung der vorhandenen Hafeninfrastruktur verwendet worden seien und keine Beihilfe fiir
Schiffbauanlagen darstellten.

(90)  Schlieflich fithrt Italien an, dass eine Riickforderung der in Rede stehenden Betrdge nicht moglich sei, weil die
Verjahrungsfrist nach Artikel 17 der Verfahrensverordnung abgelaufen sei.

4. STELLUNGNAHMEN DER BETEILIGTEN
4.1. Stellungnahme von CAMED

(91) CAMED meint, dass die Rechtmifigkeit der fraglichen Malnahmen bereits 2006 gepriift und bestitigt worden
sei, als die Kommission Informationen bei den italienischen Behorden angefordert und anschlieRend das
Verfahren abgeschlossen habe. Der Einleitungsbeschluss sei daher ein rechtswidriger Widerruf dieses
abschlieBenden Beschlusses mehr als zehn Jahre nach der ersten Mafinahme; damit wiirden die unionsrechtlichen
Grundsitze der ordnungsgemifien Verwaltung, der Rechtssicherheit und des wirksamen Rechtsschutzes verletzt.

(92) Auferdem stellen die fraglichen Manahmen nach Auffassung von CAMED keine staatlichen Beihilfen dar, weder
fur die APN noch fiir CAMED selbst, da es sich nicht um eine spezifische Wirtschaftstitigkeit handle, sondern um
den normalen Betrieb und die Verwaltung einer bestimmten Kategorie von Vermdgenswerten, ndmlich von
staatlichem Eigentum. Keine der Bedingungen des Artikels 107 Absatz 1 AEUV sei erfiillt.
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(93) CAMED wiederholt Italiens Argumente, wonach Hafenbehérden nichtwirtschaftliche offentliche Einheiten sind,
denen es nach Maflgabe des Gesetzes Nr. 84/1994 untersagt sei, einer wirtschaftlichen Tatigkeit nachzugehen
oder Hafendienstleistungen anzubieten. Ebenso wenig konnen die italienischen Hafenbehorden CAMED zufolge
die Hohe der von Konzessionsnehmern im Auftrag des Staates erhobenen staatlichen Gebiihren selbst festlegen,
da diese durch den Ministerialerlass Nr. 595/1995 geregelt seien.

(94) CAMED zufolge verschaffen die Arbeiten weder dem Unternehmen selbst noch der APN einen wirtschaftlichen
Vorteil. Die gesetzlich vorgeschriebene Instandhaltung der in Rede stehenden offentlichen Liegenschaften sei
ausschlieflich Aufgabe des Staates als Eigentiimer und auflerdem notwendig und forderlich fiir die Erbringung
gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen. Daher werde CAMED durch die Mafinahmen nicht finanziell entlastet
und ihm erwachse daraus auch kein Vorteil.

(95) Zudem war CAMED nach eigener Aussage zu der Zeit, als die offentlichen Mafinahmen geplant und genehmigt
wurden, noch nicht Konzessionsnehmer des betreffenden offentlichen Gelandes, da das offene, wettbewerbliche
Vergabeverfahren noch gar nicht stattgefunden hatte. Die APN habe somit die Investition vorgenommen, ohne
den kiinftigen Konzessionsnehmer zu kennen. Jedes Unternehmen hitte ein konkurrierendes Angebot vorlegen
und die Konzession fiir die Liegenschaften erhalten konnen. Somit sei der Grundsatz des marktwirtschaftlich
handelnden Wirtschaftsbeteiligten erfiillt; das Verfahren verschaffe dem erfolgreichen Bieter keinen Vorteil.

(96) CAMED stellt ferner fest, dass die Malnahmen nicht selektiv seien, da es sich um das iibliche Interventions-
verfahren des Staates handle, der grundsitzlich (und nicht nur in Hifen und in der Schiffbauindustrie) versuche,
sehr viele und ganz unterschiedliche offentliche Liegenschaften und Infrastrukturen in einem sicheren,
funktionsfahigen Zustand zu erhalten. Das gelte insbesondere fur Liegenschaften, die der Staat in offentlichem
Eigentum belassen wolle, und diese Entscheidung sei von der Uberpriifung der Kommission nach Artikel 345
AEUV ausgenommen. Im vorliegenden Fall seien die Arbeiten im Rahmen eines 1998 durch ein nationales Gesetz
aufgelegten Finanzierungsprogramms fur die Errichtung von Infrastruktur zur Erweiterung, Modernisierung und
Erneuerung aller italienischen Hafen geplant und genehmigt worden.

(97) CAMED zufolge beweist auch dies die nicht selektive Art der Malnahmen im Hinblick auf i) die Position der APN
gegeniiber allen anderen Hafenbehorden, die die gleichen offentlichen Gelder fir Arbeiten an offentlichen
Liegenschaften und Infrastrukturen in Hifen in ihrem Zustindigkeitsbereich erhielten, sowie auf ii) CAMEDs
Position gegeniiber anderen Unternehmen in der Schiffbauindustrie und in anderen Bereichen im Hafen von
Neapel wie auch in jedem anderen italienischen Hafen.

(98)  Auflerdem kann CAMED zufolge jedes Unternehmen nach den Regelungen fiir die Nutzung der 6ffentlichen
Infrastruktur, die Gegenstand der Instandhaltungsarbeiten war, beantragen, dass ihm CAMED nach transparenten
und nichtdiskriminierenden Kriterien und gegen ein Entgelt zu offentlichen Tarifen Zugang zu den von ihm im
Rahmen seiner Konzession betriebenen Docks gewihrt. Die Infrastruktur sei zu gleichen Bedingungen auch fiir
andere potenzielle Nutzer zuginglich, nicht nur fur Schiffsreparaturunternehmen, sondern beispielsweise fiir
Reedereien, Hafendienstleister, Schiffsagenten und Schiffsmanagementgesellschaften, die die Infrastruktur nutzen
mochten. CAMED sieht darin eine weitere Bestitigung dafiir, dass die Maffnahmen zur Renovierung der Docks
nicht selektiv seien und keine bestimmten Unternehmen oder Produktionszweige begiinstigten.

(99) CAMED wiederholt auch Italiens Argumente, wonach es zu keiner Verfilschung des Wettbewerbs oder
Beeintrichtigung des Handels zwischen Mitgliedstaaten gekommen sei.

(100) CAMED zufolge sind die Maffnahmen auf jeden Fall mit dem Binnenmarkt vereinbar, sowohl nach Artikel 107
Absatz 2 AEUV, da sie darauf abzielten, ,den verursachten Schaden durch eine Naturkatastrophe oder
aufergewohnliche Vorkommnisse®, in diesem Fall die Bombardierung und das Erdbeben von1980, zu beseitigen,
als auch nach Artikel 107 Absatz 3 AEUV, da mit den Mafinahmen ein Ziel von allgemeinem Interesse verfolgt
werde. Auflerdem seien die Mafinahmen in Anbetracht der von CAMED selbst vorgenommenen Investitionen (in
Hohe von 42 541 495 EUR) angemessen, weil sich dadurch die Intensitit der staatlichen Intervention auf ca.
40 % der Gesamtkosten reduziert habe. Den tbermittelten Informationen zufolge investierte CAMED 11,1
Mio. EUR in die Docks und den restlichen Betrag in andere Objekte, beispielsweise in die von der
Konzessionsgebiithr abgedeckten Giiter/Flichen, in Lager und Gebdude, Transportkosten, IT und Biiroausstattung.

(101) Schlieflich stellt CAMED fest, dass es sich bei den Manahmen, sollten sie als Beihilfen angesehen werden, um
bestehende Beihilfen handeln wiirde, da die Verjahrungsfrist nach Artikel 17 der Verfahrensverordnung
abgelaufen sei.

4.2. Stellungnahme des Beschwerdefiihrers

(102) Der Beschwerdefiihrer stimmt der vorldufigen Bewertung der Kommission zu, wonach die APN als Unternechmen
zu betrachten ist, das einer wirtschaftlichen Betitigung nachgeht. Der Beschwerdefiihrer hilt es in Anbetracht der
Erlduterungen der Kommission in ihrer Entscheidungspraxis fiir eine mittlerweile unbestrittene Tatsache, dass
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nationale Hifen wirtschaftliche Titigkeiten durchfithren und dass sie untereinander und mit anderen
europdischen Hifen und Mittelmeerhifen im Wettbewerb stehen. So sei die Kommission beispielsweise in ihrem
Beschluss von 2012 (*) davon ausgegangen, dass die Hafenbehorde von Augusta als Unternehmen einer
wirtschaftlichen Tatigkeit nachgegangen sei, die im Betrieb der staatseigenen Hafeninfrastruktur durch Vermietung
an Hafenbetreiber gegen eine Konzessionsgebiihr bestand. Dies sei ein Prizedenzfall fir die Hafenbehorde von
Neapel, da die Hafenbeh6rde von Augusta auf der Grundlage derselben nationalen Bestimmungen (*%) titig sei.

(103) Die Konzessionsgebithr wurde nach Meinung des Beschwerdefiihrers aufgrund nationaler Rechtsvorschriften (¥')
festgesetzt, die irrtiimlich fiir anwendbar gehalten worden seien, da die Konzession nicht ausschlieflich die
Nutzung der Docks fiir Schiffbauzwecke betreffe, sondern auch die Verwaltung der Trockendocks durch CAMED.
Deshalb behauptet der Beschwerdefiihrer, die APN habe durch die direkte Erteilung der Konzession an CAMED
ohne eine Ausschreibung auf ihren Anspruch auf eine Gebiihr fiir den Betrieb der Trockendocks verzichtet, denn
sie erhalte lediglich eine Gebiihr fiir die Konzession fir das Gelinde. Der Beschwerdefiihrer weist auflerdem
darauf hin, dass nach Artikel 6 des Konzessionsvertrags ausdriicklich vorgesehen sei, dass CAMED die Gebiihr an
die APN ,als Entgelt fur diese Konzession® und nicht als steuerliche Abgabe zu entrichten habe.

(104) Der Beschwerdefithrer stimmt der vorldufigen Bewertung der Kommission in Bezug auf den offentlichen
Charakter der Finanzmittel und die Selektivitit der Malnahmen zugunsten der APN zu. Er behauptet zudem, dass
es sich bei den Mafnahmen nicht um eine reine Mitteliibertragung zwischen Behorden handeln kénne.
Hafenbehorden seien zwar nichtwirtschaftliche offentlich-rechtliche Einheiten, doch nach dem Gesetz
Nr. 84/1994 besiflen sie weitgehende administrative und finanzielle Eigenstindigkeit, und die ministerielle
Kontrolle gelte nicht fiir die Konzessionsvergabe u. a. fur den Betrieb von Trockendocks.

(105) Der Beschwerdefithrer stimmt der vorldufigen Bewertung der Kommission zu, dass die Mafnahmen die vier
Altmark-Kriterien nicht erfilllen und dass die Verwaltung der Trockendocks durch die APN daher keine
Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse ist und der APN einen wirtschaftlichen Vorteil
verschafft.

(106) Der Beschwerdefithrer stimmt der vorldufigen Bewertung der Kommission zu, dass die Manahmen geeignet sind,
den Wettbewerb zwischen européischen Hifen zu verfilschen und den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu
beeintrichtigen. Er wiederholt insbesondere noch einmal, dass die italienischen Hifen mit verschiedenen
europdischen Hifen in einem wettbewerblichen Markt im Wettbewerb stinden und folglich das Argument
Italiens, es gebe nur eine lokale Nachfrage nach Schiffsreparaturinfrastruktur, zuriickgewiesen werden miisse.

(107) Der Beschwerdefithrer stimmt der vorldufigen Bewertung der Kommission in Bezug auf das Vorliegen einer
staatlichen Beihilfe fir CAMED zu, da die APN durch die Vergabe der Konzession fir die Trockendocks unter
dem marktiiblichen Preis an CAMED maglicherweise auf offentliche Mittel verzichtet hat. Der Beschwerdefiihrer
schlieft sich auch der vorldufigen Bewertung der Kommission an, dass CAMED einen wirtschaftlichen Vorteil
erlangt hat, da die Konzession nicht durch eine ordnungsgemifle Ausschreibung, sondern durch ein anderes
(lediglich auf lokaler Ebene veroffentlichtes) Verfahren vergeben wurde und die Konzessionsgebiihr anhand fester
Parameter (ohne Beriicksichtigung der in dem Gebiet vorhandenen Infrastruktur) und nicht anhand marktiiblicher
Preise festgesetzt wurde. Der Beschwerdefithrer erldutert erneut, dass die Konzession nicht nur das Nutzungsrecht
an der staatseigenen Infrastruktur fiir den Schiffbau, sondern auch den Betrieb der Trockendocks beinhalte. Die
Art der Festsetzung der Konzessionsgebiihr spiegele die beiden Titigkeiten von CAMED und den tatsichlichen
wirtschaftlichen Wert der Konzession wider.

(108) Der Beschwerdefithrer behauptet zudem, dass die Verwaltung der Trockendocks eine Dienstleistung von
erheblichem wirtschaftlichen Wert darstelle mit einem geschdtzten Jahresumsatz fiir CAMED zwischen 6
Mio. EUR und 9 Mio. EUR (gegeniiber einer jdhrlich von CAMED entrichteten Gebithr von 137 409,68 EUR),
sodass der Wert iiber die gesamte Laufzeit der Konzession fiir den Betrieb der offentlichen Trockendocks
zwischen 180 Mio. EUR und 270 Mio. EUR liege. Insbesondere setze sich das von CAMED eingenommene
Entgelt zusammen aus Gebithren fiir: i) die Nutzung der Trockendocks und ii) die Erbringung anderer
Nebenleistungen durch CAMED (z. B. notwendige Titigkeiten fiir das Einlaufen, Auslaufen und die Instandhaltung
von Schiffen im Dock sowie Stromversorgung). Der Beschwerdefithrer betont, dass CAMED die Gebiihren frei
und ohne jegliche Kontrolle durch die Hafenbehorde festsetzen konne und iibermidfig hohe Gebiihren verlange,
die weit iiber den von Verwaltern dhnlicher Infrastrukturen in anderen Hifen erhobenen Gebithren ligen (im
November 2012 habe CAMED die Gebithren um mehr als 300 % angehoben).

(109) Der Beschwerdefithrer stimmt der vorldufigen Bewertung der Kommission zu, dass die kumulativen Bedingungen
des Altmark-Urteils im Fall von CAMED nicht erfullt sind und folglich nicht angenommen werden kann, dass es

(*) Beschluss der Kommission vom 19. Dezember 2012, SA.34940 — Porto di Augusta (ABL. C 77 vom 15.3.2013, S. 1).

(*) Gesetz Nr. 84/1994, das italienische Rahmengesetz iiber Hifen.

(*’) Erlass des Ministers fiir Verkehr und Schifffahrt Nr. 595 vom 15. November 1995 in Konsultation mit dem Minister fiir Finanzen,
Verordnung zur Regelung der Festsetzung der Gebiihren fiir maritime 6ffentliche Konzessionen®, GURI Nr. 158 vom 8. Juli 1996.
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sich bei der Tatigkeit von CAMED um eine gemeinwirtschaftliche Verpflichtung handelt. Wenn iiberhaupt, konne
es sich seiner Auffassung nach nur beim Betrieb von Trockendock 3 um eine offentliche Dienstleistung handeln,
da dies die grofte Dockkammer im Hafen von Neapel sei. Aufferdem sei festzustellen, dass die von CAMED
betriebenen Trockendocks fir Dritte gar nicht frei zugénglich seien. CAMED sei ein bevorzugter Nutzer, der
anderen Hafenbetrieben den freien Zugang verwehre. Auflerdem verlange CAMED von Dritten Gebiihren fiir die
Nutzung der Infrastruktur, die mutmaflich iber dem marktiiblichen Preis liegen.

(110) Dem Beschwerdefithrer zufolge verfilschen die Malnahmen den Wettbewerb auf zwei Ebenen. Zum einen habe
CAMED als Verwalter der Infrastruktur einen Vorteil gegeniiber seinen potenziellen Wettbewerbern erlangt i)
durch die Konzession fiir den Betrieb der Trockendocks ohne ein Vergabeverfahren und ii) durch ungerechtfertigt
niedrige Gebiihrenzahlungen an die APN, wihrend das Unternehmen selbst von anderen Schiffsreparaturun-
ternehmen, die die Docks nutzen mochten, tiberh6hte Gebiihren verlange. Zum andern habe das Schiffsreparatur-
unternehmen CAMED als unrechtmifig bevorzugter Nutzer der 6ffentlichen Docks einen Vorteil erhalten.

(111) In Bezug auf die Beeintrichtigung des Handels betont der Beschwerdefiihrer, dass insbesondere internationale
Unternehmen, die hdufig multinationalen Konzernen angehoren, Bedarf an einer Schiffbauinfrastruktur hatten.

(112) In Bezug auf die Vereinbarkeit der Beihilfemaflnahmen mit dem Binnenmarkt stimmt der Beschwerdefiihrer der
vorldufigen Bewertung der Kommission zu, dass die Trockendocks keine Verkehrsinfrastrukturen sind und daher
nicht in den Geltungsbereich von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV fallen. Auflerdem meint der
Beschwerdefiihrer, dass die Mafinahmen die Vereinbarkeitskriterien i) des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe a oder
¢ in Bezug auf regionale Beihilfen oder ii) die DAWI-Rahmenbestimmungen von 2011 oder iii) die sektorspe-
zifischen Bestimmungen fiir staatliche Beihilfen im Schiffbausektor nicht erfiillen.

(113) Letztlich schlieft sich der Beschwerdefithrer der Einschitzung der Kommission an, dass die Beihilfemanahmen
zu einer Zeit gewahrt wurden, als die mafigeblichen Arbeiten aufgrund von Antrdgen der APN und nicht im Jahr
1998 (wie von Italien behauptet) nach Artikel 9 des Gesetzes Nr. 413/1998 in das Investitionsprogramm
aufgenommen wurden.

5. WURDIGUNG

(114) Nach Artikel 107 Absatz 1 AEUV ,sind staatliche oder aus staatlichen Mitteln gewéhrte Beihilfen gleich welcher
Art, die durch die Begiinstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfilschen
oder zu verfilschen drohen, mit dem Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten
beeintrichtigen*.

(115) Eine Mafnahme gilt folglich als staatliche Beihilfe im Sinne dieses Artikels, wenn diese kumulativen Bedingungen
erfillt sind: (i) Die Maflnahme muss dem Staat zuzurechnen sein und aus staatlichen Mitteln finanziert werden;
(i) sie muss dem Begiinstigten einen Vorteil verschaffen; (iii) dieser Vorteil muss selektiv sein; (iv) die Malnahme
muss den Wettbewerb verfilschen oder zu verfilschen drohen und den Handel zwischen Mitgliedstaaten
beeintrichtigen.

5.1. Vorliegen einer Beihilfe fiir die Hafenbehoérde von Neapel
5.1.1. Der Begriff des Unternehmens

(116) Nach italienischem Recht sind Hafenbehorden nichtwirtschaftliche offentliche Einrichtungen, die fiir die
allgemeine Instandhaltung und Entwicklung der Hafeninfrastruktur sorgen sollen. Zu diesem Zweck diirfen die
Finanzmittel, die einer Hafenbehorde zur Verfigung stehen, nur fur die Verwaltung des Hafens und zur
Wahrnehmung der ihr vom Gesetz zugewiesenen Aufgaben verwendet werden (siche Erwdgungsgrund 55).

(117) Der Gerichtshof der Europdischen Union (*¥) (im Folgenden ,Gerichtshof*) hat Unternehmen durchgingig als ,jede
eine wirtschaftliche Titigkeit ausiibende Einheit, unabhidngig von ihrer Rechtsform und der Art ihrer
Finanzierung“ definiert. Der Gerichtshof hat stets betont, dass jede Titigkeit, die darin besteht, Giiter und
Dienstleistungen auf dem Markt anzubieten, eine wirtschaftliche Tatigkeit darstellt (*%).

(118) Ob eine Einheit als Unternehmen eingestuft wird, hidngt somit ausschlieflich von der Art ihrer Tatigkeit ab.
Dieses allgemeine Prinzip ldsst drei wesentliche Schlussfolgerungen zu: i) Die Rechtsform der Einheit nach
nationalem Recht ist nicht entscheidend; ii) die Anwendung der staatlichen Beihilferegeln hingt nicht davon ab,
ob die Einheit gegriindet wurde, um Gewinn zu erzielen; iii) die Einstufung einer Einheit als Unternehmen hingt
immer von einer bestimmten Tétigkeit ab.

(*®) Siehe z. B. Urteil des Gerichtshofs vom 23. April 1991, Hofner und Elser/Macrotron, C-41/90, ECLLEU:C:1991:161, Rn. 21; Urteil des
Gerichtshofs vom 17. Februar 1993, Poucet und Pistre/AGF und Cancava, C-160/91, ECLLEU:C:1993:63, Rn. 17; Urteil des
Gerichtshofs vom 18. Juni 1998, Kommission/Italien, C-35/96, ECLIEU:C:1998:303.

(*) Siehe Urteil des Gerichtshofs vom 18. Juni 1998, Kommission/Italien, 118/85, ECLL:EU:C:1987:283, Rn. 7; Urteil des Gerichtshofs vom
16. Juni 1987, Kommission/Italien, C- 35/96, ECLLEU:C:1998:303, Rn. 36; Urteil des Gerichtshofs vom 12. September 2000, Pavlov
u.a., C-180/98 bis C-184/98, ECLLEU:C:2000:428, Rn. 75.
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(119) Bei den in Rede stehenden Mafnahmen handelt es sich um die Finanzierung der Sanierung der Infrastruktur fiir
Schiffsreparaturen (Trockendocks) in einem Hafen, dessen Eigentiimer der italienische Staat ist, der seine Rechte
durch die als Verwalter agierende APN wahrnimmt. Nach Einschitzung der Kommission sind Trockendocks keine
Hafeninfrastruktur, sondern Produktionsanlagen fiir Werften, die fiir Schiffbau- oder Schiffsreparaturarbeiten
genutzt werden. Seit langem geht die Kommission in ihrer Entscheidungspraxis davon aus, dass Schiffbau eine
wirtschaftliche Tatigkeit ist, bei der es um Handel zwischen Mitgliedstaaten geht (*).

(120) Die APN nutzt die Trockendocks kommerziell und erhebt dafiir ein Flichennutzungsentgelt. Im Gegensatz zur
Behauptung Italiens (siche Erwagungsgriinde 57 und 58) stellen diese Gebiihren einen Ausgleich fur die
Erbringung einer wirtschaftlichen Dienstleistung dar (entgeltliche Vermietung von Schiffsreparaturanlagen). Die
Gebithren sind eine der Einnahmequellen der APN, die ihr die Finanzierung ihrer Titigkeiten, darunter
Investitionen zur Instandhaltung der Trockendocks, ermoglichen. Durch die Instandhaltung der Trockendocks fiir
Schiffsreparaturen kann die APN ihre Verwaltungstitigkeiten fiir den Hafen aufrechterhalten und Schiffsreparatur-
unternehmen anziehen. Ohne solche Arbeiten konnten die Trockendocks gar nicht ordnungsgemifS betrieben
werden, und langfristig wire die APN nicht in der Lage, ihre Geschiftstatigkeit, d. h. die entgeltliche Vermietung,
weiterzufithren. Nach Artikel 1 des Konzessionsvertrags wird ,die Konzession fiir Umbau- und Reparaturarbeiten
an Schiffen und Freizeitbooten und fiir die Verwaltung der Trockendocks gewahrt* (*') und somit die Nutzung des
in Rede stehenden offentlichen Geldndes im Voraus genau festgelegt.

(121) Auch wenn nicht ausgeschlossen werden kann, dass die APN im Rahmen ihrer o6ffentlichen Aufgaben auch
Tatigkeiten im oOffentlichen Auftrag durchfihren kann, betrifft dieser Beschluss nur die Verwaltung der
unterstiitzten Trockendocks und ihre entgeltliche Vermietung. Nach stindiger Rechtsprechung hingt die
Einstufung einer Einheit als Unternehmen stets von einer bestimmten Tatigkeit ab. Eine Einheit, die sowohl
wirtschaftliche als auch nichtwirtschaftliche Tatigkeiten durchfithrt, ist ausschlieRflich im Hinblick auf ihre
wirtschaftliche Tatigkeit als Unternehmen zu betrachten. Daher muss die Kommission zu der Frage, ob es sich bei
den anderen Titigkeiten der Hafenbehorde (d. h. anderen als der entgeltlichen Vermietung von Schiffsrepara-
turanlagen) um wirtschaftliche Tatigkeiten handelt, keine Stellung beziehen.

5.1.2. Zurechenbarkeit und staatliche Mittel

(122) Die fir die Investitionsvorhaben gewihrten Mittel wurden aus dem Staatshaushalt an die APN tibertragen. Wie in
Abschnitt 5.1.1 ausgefithrt, kann die APN fiir die Zwecke dieses Beschlusses als Unternehmen eingestuft werden,
da es sich um eine Einheit handelt, die im Auftrag des Eigentiimers, d. h. des italienischen Staates, eine
wirtschaftliche Tatigkeit ausiibt. Somit handelt es sich um eine Ubertragung staatlicher Mittel, die dem Staat
zuzurechnen sind.

5.1.3. Selektivitit

(123) Eine Mafinahme kann nur dann als staatliche Beihilfe gelten, wenn sie spezifisch oder selektiv ist und nur
bestimmte Unternehmen und/oder Produktionszweige begiinstigt.

(124) Da es im vorliegenden Fall um Beihilfemanahmen geht, die nur der APN gewidhrt wurden, ldsst das Vorliegen
eines wirtschaftlichen Vorteils vermuten, dass die Mafdnahmen selektiv sind (*2).

(125) Die Kommission stellt fest, dass die in Rede stehenden Maflnahmen die APN gegeniiber anderen Unternehmen,
die tatsichlich und rechtlich in einer vergleichbaren Situation sind, auf jeden Fall begiinstigen. Das Gesetz
Nr. 413/1998 sieht vor, dass das Ministerium auf Antrag von Hafenbehorden ein Investitionsprogramm auflegt.
Auf Antrag der APN wurde das Investitionsprogramm durch zwei Ministerialerlasse (vom 27. Oktober 1999 und
vom 2. Mai 2001) angenommen (siche Erwidgungsgrund 25). Obwohl auch einige andere in dem Investitions-
programm (*) aufgefithrte Hafenbehorden offentliche Gelder fur Investitionen in anderen italienischen Hifen

(*) Siehe z. B. Entscheidung der Kommission vom 12. Mai 2004 iiber die staatliche Beihilfe Spaniens fiir die weitere Umstrukturierung der
staatseigenen Werften, Beihilfesache C 40/00 (ex NN 61/00) (2005/173/EG).

(*") ,la concessione ¢ assentita allo scopo di esercitarvi un cantiere di transformazioni e riparazioni di navi efo imbarcazioni da diporto nonché per la
gestione dei bacini di carenaggio in muratura.. .

(*) Urteil des Gerichts vom 13. Dezember 2017, Griechenland/Kommission, T-314/15, ECLLEU:T:2017:903, Rn. 79.

() Im Programm vom 27. Oktober 1999 sind 20 Hifen aufgefiihrt, die staatliche Gelder erhalten, und im Programm vom 2. Mai 2001
wurde diese Liste noch einmal erweitert (auf 25 Hafen).
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verwenden konnten, kommt die Kommission zu dem Ergebnis, dass es sich um selektive Mafnahmen handelt, die
die Schiffbauanlage der APN begiinstigen. Die APN erhielt — im Gegensatz zu anderen Verwaltern von
Schiffbauanlagen, die nicht in das Investitionsprogramm aufgenommen wurden, weil sie beispielsweise keine
Hafenbehorden sind — staatliche Mittel zur Erweiterung und Modernisierung und zum Ausbau der von ihr
verwalteten Schiffbauanlage. Die nicht auf der Liste stehenden Verwalter von Schiffbauanlagen, die sich tatsichlich
und rechtlich in einer vergleichbaren Situation wie die APN befinden, miissen die Infrastruktur fiir den Schiftbau
ohne staatliche Unterstiitzung erweitern, modernisieren oder ausbauen. Dem Gerichtshof zufolge kann weder aus
einer groffen Zahl begiinstigter Unternehmen (auch nicht, wenn es alle Unternechmen eines Wirtschaftszweigs
sind) noch aus der Verschiedenartigkeit und der Bedeutung der Wirtschaftszweige, zu denen sie gehoren,
geschlossen werden, dass eine staatliche Maffnahme eine allgemeine wirtschaftspolitische Mafnahme darstellt (*4).
Schlieflich stellt die Kommission fest, dass die Mafnahmen auch deshalb selektiv sind, weil sie einen Verwalter
von Schiffbau- und Schiffsreparaturanlagen gegeniiber Verwaltern von Produktions- und Reparaturanlagen in
anderen Wirtschaftszweigen begiinstigen. Die Letztgenannten befinden sich in einer tatsichlich und rechtlich
vergleichbaren Situation, da sie ihre wirtschaftliche Titigkeit ebenfalls auf der Grundlage der von ihnen
verwalteten Produktions- oder Reparaturanlagen ausiiben. Sie miissen ihre wirtschaftliche Tatigkeit jedoch ohne
Investitionshilfen durchfiihren, wie sie die APN erhalt.

5.1.4. Wirtschaftlicher Vorteil

(126) Die offentliche Finanzierung in Hohe von 44 138 854,50 EUR wird durch Zuschiisse oder Riickzahlung der von
der APN bei Finanzinstituten aufgenommenen Darlehen gewahrt, wie aus Tabelle 2 hervorgeht. Ein Zuschuss ist
ein nicht riickzahlbares Finanzinstrument, bei dem keine Finanzierungskosten anfallen. Auch die vom Staat
tibernommene Riickzahlung der von einem Unternehmen aufgenommenen Darlehen ohne Finanzierungskosten
fur das begiinstigte Unternehmen ist unter normalen Marktbedingungen nicht zu erhalten, da das Unternehmen
von finanziellen Verpflichtungen befreit wird, die es normalerweise zu erfiillen hitte. Am Markt wiren solche Fi-
nanzierungsinstrumente fir den Begiinstigten nicht erhiltlich. Somit verschafft die offentliche Finanzierung der
APN einen wirtschaftlichen Vorteil.

(127) Aus dem Altmark-Urteil ergibt sich jedoch, dass vom Staat oder aus staatlichen Mitteln gewihrte Ausgleichs-
zahlungen fiir gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen den betreffenden Unternehmen keinen derartigen Vorteil
verschaffen und somit keine staatliche Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV darstellen, sofern vier
kumulative Bedingungen erfiillt sind (*):

— Erstens muss das begiinstigte Unternehmen tatsdchlich mit der Erfiillung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen betraut
sein, und diese Verpflichtungen miissen klar definiert sein. Da die Mitgliedstaaten definieren, was Dienstleistungen
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse sind, kann die Kommission im Prinzip lediglich kontrollieren, ob
der Mitgliedstaat bei seiner Definition einer Dienstleistung als DAWI einen offensichtlichen Fehler begangen
hat.

— Zweitens sind die Parameter, anhand derer der Ausgleich berechnet wird, zuvor objektiv und transparent
aufzustellen. Dass die Ausgleichsparameter im Voraus festzulegen sind, bedeutet nicht, dass der Ausgleich
nach einer bestimmten Formel berechnet werden muss. Es muss nur von Vornherein feststehen, wie der
Ausgleich festgelegt werden soll. Ublicherweise werden in dem betreffenden Gesetz, das die gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtungen auferlegt, Inhalt und Dauer dieser Verpflichtungen, das Unternehmen und das
betreffende Gebiet, die Parameter fiir die Berechnung, Kontrolle und Uberpriifung des Ausgleichs sowie die
Regelungen zur Vermeidung und Riickforderung von Uberkompensation spezifiziert.

— Dirittens darf der Ausgleich nicht tiber das hinausgehen, was erforderlich ist, um die Kosten der Erfillung der
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen unter Beriicksichtigung der dabei erzielten Einnahmen und eines
angemessenen Gewinns aus der Erfullung dieser Verpflichtungen ganz oder teilweise zu decken.

— Wenn viertens die Wahl des Unternehmens, das mit der Erfillung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen
betraut werden soll, nicht im Rahmen eines Verfahrens zur Vergabe o6ffentlicher Auftrige erfolgt, ist die Hohe
des erforderlichen Ausgleichs auf der Grundlage einer Analyse der Kosten zu bestimmen, die ein
durchschnittliches, gut gefiihrtes Unternehmen, das so angemessen mit Transportmitteln ausgestattet ist, dass
es den gestellten gemeinwirtschaftlichen Anforderungen geniigen kann, bei der Erfullung der betreffenden
Verpflichtungen hitte, wobei die erzielten Einnahmen und ein angemessener Gewinn aus der Erfullung dieser
Verpflichtungen zu beriicksichtigen sind.

(128) Im vorliegenden Fall (siche Erwidgungsgrund 62) argumentierte Italien, dass durch Artikel 1.g des Ministerial-
erlasses vom 14. November 1994 alle italienischen Hafenbeh6rden mit einer gemeinwirtschaftlichen
Verpflichtung betraut worden seien. Die Kommission wird daher priifen, ob alle vier Altmark-Kriterien erfullt
sind.

(*) Siehe z. B. Urteil des Gerichtshofs vom 17. Juni 1999, Belgien/Kommission, C-75/97, ECLLEU:C:1999:311, Rn. 32; Urteil des
Gerichtshofs vom 8. November 2001, Adria-Wien Pipeline und Wietersdorfer & Peggauer Zementwerke, C-143/99, ECLLEU:
C:2001:598, Rn. 48.

(*) Siehe Urteil des Gerichtshofs vom 24. Juli 2003, Altmark Trans und Regierungsprasidium Magdeburg, C-280/00, ECLLEU:C:2003:415,
Rn. 87-88.
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(129) Da die erste Altmark-Voraussetzung Transparenz und Rechtssicherheit gewihrleisten soll, miissen nach der
Rechtsprechung (*) mindestens zwei Kriterien erfillt sein: i) Das Unternehmen muss tatsichlich mit der
Wahrnehmung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen betraut sein, und ii) Art, Dauer und Geltungsbereich
dieser Verpflichtungen miissen genau definiert sein. Wenn diese objektiven Kriterien nicht klar definiert sind, lasst
sich nicht feststellen, ob eine bestimmte Tétigkeit einer Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse
entspricht. Die beiden Mindestkriterien sind strikt einzuhalten; sie fallen nicht unter den weiten Ermessens-
spielraum der Mitgliedstaaten. Daher kontrolliert die Kommission ihre Einhaltung genau und tiberpriift in diesem
Stadium nicht, ob offensichtliche Fehler vorliegen. Erst zu einem spiteren Zeitpunkt wird geprift, ob
offensichtliche Fehler vorliegen, um festzustellen, ob die tatsichlich tibertragenen und genau definierten
Dienstleistungen und Verpflichtungen als DAWI angesehen werden konnen. Erst in diesem letzten Stadium kann
es relevant sein, ob ein Marktversagen vorliegt.

(130) In der vorliegenden Beihilfesache waren Art, Dauer und Geltungsbereich der gemeinwirtschaftlichen
Verpflichtung, mit der die APN mutmaRlich betraut wurde, nicht klar definiert. Im Gegensatz zur Behauptung
Italiens (siche Erwagungsgrund 63) beschreibt das nationale Gesetz (Artikel 1.g des Ministerialerlasses vom
14. November 1994) nur ganz allgemein die allen Hafenbehorden auferlegte Verpflichtung zur Verwaltung von
Trockendocks (,gestione di (...) bacini di carenaggio per il settore industriale“), ohne dass dies weiter ausgefithrt wird.
In Artikel 1.g ist die Dauer der mutmafllichen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung tiberhaupt nicht definiert.
Auflerdem werden durch eine derart allgemein formulierte Bestimmung Art und Geltungsbereich der
Verpflichtung in keiner Weise klar definiert.

(131) In Bezug auf die Frage, ob die mutmafSliche gemeinwirtschaftliche Verpflichtung als DAWI angesehen werden
kann, stellt die Kommission jedenfalls fest, dass Italien einen offensichtlichen Fehler begangen hat. Italien hat
keinen Beweis dafiir erbracht, dass die APN durch die entgeltliche Vermietung von Schiffsreparaturanlagen eine
Tatigkeit ausiibt, die unter vergleichbaren Bedingungen hinsichtlich Preis, Qualitit, Kontinuitit und
Zuginglichkeit auf dem Markt nicht erhaltlich ist. Die Kommission gelangt zu dem Schluss, dass die Existenz
(oder die Moglichkeit der Errichtung) anderer Trockendocks und Schwimmdocks gleicher Grofe wie im Hafen
von Neapel und in benachbarten Hifen die Einstufung der Verwaltung eines bestimmten Trockendocks durch die
Hafenbehorde als Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse ausschliefSt. Auferdem bieten die
subventionierten Anlagen keinen allgemeinen Vorteil fiir die Gesellschaft, sondern sind eine reine Dienstleistung
fur Schiffsreparaturunternehmen in der Region Neapel (¥). In der Rechtssache Enirisorse (*) hat der Gerichtshof
bestitigt, dass der Betrieb eines Verkehrshafens nicht ohne Weiteres eine Dienstleistung von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse darstellt. Die Kommission kommt daher zu dem Schluss, dass die wirtschaftlichen
Dienstleistungen der APN keine besonderen Merkmale im Vergleich zur marktiiblichen Vermietung von Schiffsre-
paraturanlagen aufweisen (*) und dass sie kein Marktversagen ausgleichen.

(132) Zum zweiten und dritten Altmark-Kriterium merkt die Kommission Folgendes an: Der Ministerialerlass vom
14. November 1994 enthilt keine Quantifizierung von objektiven und transparenten Parametern, um den
Ausgleich fiir mutmaflich von der APN erbrachte gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen zu berechnen. Auch in
den entsprechenden Rechtsakten (siehe Erwdgungsgrund 125) ist der Ausgleich fiir die mutmaflichen gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtungen nicht weiter spezifiziert.

(133) Daher lasst sich nicht feststellen, ob der gewihrte Ausgleich iiber das hinausgeht, was erforderlich wire, um die
Kosten fiir die Erbringung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung einschlieflich eines angemessenen Gewinns
zu decken.

(134) In Bezug auf das vierte Altmark-Kriterium stellt die Kommission fest, dass die gemeinwirtschaftliche
Verpflichtung Italien zufolge nicht im Wege eines offentlichen Vergabeverfahrens nach italienischem Recht an die
APN iibertragen wurde und auch nicht tibertragen werden kann (siche Erwdgungsgrund 66).

(135) Wenn das Unternechmen, das mit einer gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung betraut werden soll, nicht durch ein
offentliches Vergabeverfahren ausgewdhlt wird, damit die Dienstleistung zu den geringsten Kosten fur die
Gemeinschaft erbracht wird, ist dem Altmark-Urteil zufolge die Hohe des erforderlichen Ausgleichs auf der
Grundlage einer Analyse der Kosten zu bestimmen, die ein durchschnittliches, gut gefithrtes Unternehmen, das so
angemessen mit Mitteln ausgestattet ist, dass es den gestellten gemeinwirtschaftlichen Anforderungen geniigen
kann, bei der Erfullung der betreffenden Verpflichtungen hitte, wobei die erzielten Einnahmen und ein
angemessener Gewinn aus der Erfiillung dieser Verpflichtungen zu beriicksichtigen sind.

(*) Urteil des Gerichtshofs vom 20. Dezember 2017, Comunidad Auténoma del Pais Vasco und Itelazpi/Kommission, C-66/16 P bis C-
69/16 P, ECLLEU:C:2017:999, Rn. 72, 73 und 75; siche auch Schlussantrige des Generalanwalts Wathelet, Comunidad Auténoma del
Pais Vasco und Itelazpi/Kommission, C-66/16 P bis C-69/16 P, ECLLEU:C:2017:654, Rn. 112, 114-117 und 121-122.

(*7) Siehe Mitteilung der Kommission von 2011 zu Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse, Randnummer 50.

(**) Urteil des Gerichtshofs vom 27. November 2003, Enirisorse, C-34/01 bis C-38/01, ECLLEU:C:2003:640, Rn. 33.

(*) Siehe Mitteilung C(2011) 9404 endg. vom 20. Dezember 2011 iiber die Anwendung der Beihilfevorschriften der Europdischen Union
auf Ausgleichsleistungen fiir die Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (DAWI-Mitteilung von
2011), Randnummer 45.
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(136) Die italienischen Behorden haben keine umfassende Analyse der Kosten eines solchen Unternehmens vorgelegt,
das mit Mitteln zur Erfillung der mutmaflichen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung angemessen ausgestattet
ist. Italien hat auch nicht angegeben, dass eine solche Analyse zur Bestimmung der Methode fiir die Berechnung
des Ausgleichs durchgefiihrt worden wire.

(137) Unter Beriicksichtigung der obigen Ausfihrungen kommt die Kommission zu dem Schluss, dass die vier
Bedingungen nicht kumulativ erfillt sind und die in Rede stehenden Mafinahmen somit einen wirtschaftlichen
Vorteil verschaffen.

5.1.5. Verfilschung des Wettbewerbs und Beeintrichtigung des Handels

(138) Wenn die von einem Mitgliedstaat gewihrte finanzielle Unterstiitzung die Position eines Unternehmens gegeniiber
anderen Unternchmen stirkt, die im unionsinternen Handel untereinander im Wettbewerb stehen, ist nach
standiger Rechtsprechung zumindest von potenziellen Auswirkungen auf den Handel zwischen Mitgliedstaaten
und auf den Wettbewerb auszugehen. (*%)

(139) Die Kommission nimmt Italiens Argumente zur Kenntnis, wonach die Verwaltung von Hafen nach nationalem
Recht eine staatliche Aufgabe sei und die Hafenbehorden sich nicht in einem liberalisierten und von Wettbewerb
zwischen Mitgliedstaaten geprigten Sektor betdtigten.

(140) Wie in den Erwigungsgriinden 118 und 119 ausgefithrt wurde, wird die APN dank dieses Investitionsvorhabens
durch die Wiederherstellung der Trockendocks zu angemessenen Bedingungen die wirtschaftliche Tatigkeit der
Vermietung der Trockendocks weiter ausiiben und damit ihre Wettbewerbsposition verbessern konnen. Zwar ist
die APN auf dem vorgelagerten Markt der Vermietung von Schiffbau-/Schiffsreparaturinfrastruktur titig, doch
diese Infrastruktur wird subventioniert und dann genutzt, um Schiffbau- und Schiffsreparaturdienste auf
nachgelagerter Ebene anzubieten, was den Wettbewerb verfilscht und den Handel auf Unionsebene beeintrachtigt.
Der Grund dafur ist, dass der Schiffbau-/Schiffsreparatursektor dem Wettbewerb und dem Handel auf
Unionsebene offensteht. Deshalb bieten die sektorspezifischen Bestimmungen fiir den Schiffbau einen Rahmen fiir
mogliche 6ffentliche Interventionen in diesen Anlagen (*'). AufSerdem steht die APN im Wettbewerb mit anderen
Verwaltern, die Schiffbau-[Schiffsreparaturanlagen in der Union vermieten, und betdtigt sich somit in einem
Markt, der dem Wettbewerb und dem Handel auf Unionsebene offensteht.

(141) Daher kommt die Kommission zu dem Schluss, dass die fraglichen Maflnahmen geeignet sind, den Wettbewerb
zu verfilschen und den Handel innerhalb der Union zu beeintrichtigen.

5.1.6. Zum mutmaflichen Verstof§ gegen Artikel 345 AEUV

(142) Italien behauptet, dass die Einstufung der Mafnahmen als staatliche Beihilfe ein Verstof8 gegen Artikel 345 AEUV
wire, in dem der Grundsatz der Neutralitit zwischen privaten und offentlichen Einheiten verankert ist. Ein
privater Eigentiimer konne so viel in Schiffsreparaturanlagen investieren, wie er wolle, wihrend Investitionen des
Staates in staatseigene Infrastruktur immer staatliche Beihilfen seien.

(143) Die Kommission stellt fest, dass die Rechtsordnung der Union in Bezug auf die Eigentumsordnung neutral ist und
das Recht der Mitgliedstaaten, als Wirtschaftsbeteiligte aufzutreten, in keiner Weise einschrinkt. Sobald Behorden
direkt oder indirekt wirtschaftliche Transaktionen ,gleich welcher Art“ durchfithren (*?), unterliegen sie jedoch den
Beihilferegeln der Union. Wirtschaftliche Transaktionen offentlicher Korperschaften (einschlieBlich 6ffentlicher
Unternehmen) gewihren der Gegenseite keinen Vorteil und stellen daher keine Beihilfe dar, wenn sie unter
normalen Marktbedingungen durchgefihrt werden (*3).

(144) Die Kommission stellt fest, dass Italien durch seine staatliche Finanzierung der APN keine Investition nach dem
Prinzip des marktwirtschaftlich handelnden Wirtschaftsbeteiligten durchgefithrt hat. Zum einen ist dieser
Grundsatz nicht anwendbar, wenn eine Behorde selbst als organisierende und vergebende Behorde einer
offentlichen Dienstleistung auftritt. Die Anwendbarkeit dieses Prinzips ist zwangsldufig ausgeschlossen, da der
Mitgliedstaat per definitionem als Behorde bei der Organisation und Vergabe der mutmafllichen offentlichen
Dienstleistung auftritt. (**) Zweitens geht die Kommission davon aus, dass selbst wenn das Prinzip des marktwirt-
schaftlich handelnden Investors anwendbar wire, ein privater Betreiber in diesem Wirtschaftszweig zuvor einen
Geschiftsplan aufgestellt und auf dieser Grundlage nur eine gewinnversprechende Investition durchgefithrt hitte.
Andere Erwadgungen (wie die von Italien vorgebrachte Imageverbesserung, siehe Erwagungsgrund 69) kénnten bei
der Rentabilititsanalyse ausnahmsweise beriicksichtigt werden, doch dazu miissten objektive Beweise vorgelegt
werden, was Italien unterlassen hat.

(*) Siehe z. B. Urteil des Gerichtshofs vom 17. September 1980, Philip Morris/Kommission, 730/79, ECLLEU:C:1980:209, Rn. 11, und
Urteil des Gerichtshofs vom 29. April 2004, Italien/Kommission, C-372/97, ECLLEU:C:2004:234, Rn. 44.

(") Siehe Entscheidung der Kommission vom 12. Mai 2004 iiber die staatliche Beihilfe Spaniens fiir die weitere Umstrukturierung der
staatseigenen Werften, Beihilfe C 40/00 (ex NN 61/00), (2005/173/EG).

(*» Siehe z. B. Urteil des Gerichtshofs vom 10. Juli 1986, Belgien/Kommission, 40/85, ECLLEU:C:1986:305, Rn. 12.

(**) Urteil des Gerichtshofs vom 11.Juli 1996, SFEI u. a., C-39/94, ECLLEU:C:1996:285, Rn. 60-61.

(**) Urteil des Gerichts vom 1. Mdrz 2017, SNCM/Kommission, T-454/13, ECLLEU:T:2017:134, Rn. 233.
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(145) Wie im Einleitungsbeschluss festgestellt wurde, legten die italienischen Behorden eine Finanzanalyse auf der
Grundlage der Finanzierungsliicke vor, die sich aus der Differenz zwischen dem abgezinsten Wert der erwarteten
Betriebsgewinne der Investition und den abgezinsten Investitionskosten des Projekts ergab. Nach dieser
Berechnung weist das Projekt iiber einen Referenzzeitraum von 25 Jahren einen negativen finanziellen
Nettogegenwartswert von -44 274 286,68 EUR auf.

(146) Daher kommt die Kommission zu dem Schluss, dass die Einstufung der Mafinahmen als staatliche Beihilfe kein
Verstof gegen Artikel 345 AEUV wire.

5.1.7. Qualifizierung der Mafinahmen als bestehende Beihilfe

(147) Italien behauptet, dass die fraglichen Mafnahmen bestehende Beihilfen im Sinne des Artikels 1 Buchstabe b
Nummer v der Verfahrensverordnung darstellen; danach sind ,bestehende Beihilfen” ,Beihilfen, die als bestehende
Beihilfen gelten, weil nachgewiesen werden kann, dass sie zu dem Zeitpunkt, zu dem sie eingefithrt wurden, keine
Beihilfe waren und spiter aufgrund der Entwicklung des Binnenmarktes zu Beihilfen wurden, ohne dass sie eine
Anderung durch den betreffenden Mitgliedstaat erfahren haben®. Weiter heiflt es in Artikel 1 Buchstabe b
Nummer v: ,Werden bestimmte Maflnahmen im Anschluss an die Liberalisierung einer Tatigkeit durch Rechtsvor-
schriften der Union zu Beihilfen, so gelten derartige Mafnahmen nach dem fiir die Liberalisierung festgelegten
Termin nicht als bestehende Beihilfen.

(148) Die Kommission stellt fest, dass die Beihilfe nicht als bestehende Beihilfe eingestuft werden kann, da staatliche
Unterstiitzung fiir Schiffbau- und Schiffsreparaturanlagen seit jeher, auch schon vor dem Urteil (**) in der
Rechtssache Leipzig/Halle, als staatliche Beihilfe galt.

(149) Die Kommission nimmt die Argumente Italiens zur Kenntnis, wonach die Entscheidung 94/374[EG iber das
Gesetz der Region Sizilien (zitiert im Einleitungsbeschluss, sieche Erwdgungsgrund 74) nicht darauf schliefen lasse,
dass offentliche Unterstiitzungsmafnahmen fiir Schiffsreparaturanlagen in einem Trockendock in den
Geltungsbereich des Artikels 107 Absatz 1 AEUV fallen. Die Kommission gelangt aber zu dem Schluss, dass in
dieser Entscheidung klar unterschieden wird zwischen der offentlichen Unterstiitzung fir die Einrichtung, die fir
die Hafenverwaltung zustindig ist (die nicht als staatliche Beihilfe eingestuft wurde) und der offentlichen
Unterstiitzung fir dieselbe offentliche Einrichtung fir Instandhaltungsarbeiten an dem Trockendock (die als
staatliche Beihilfe eingestuft wurde). Auf jeden Fall ist der Begriff der staatlichen Beihilfe ein objektiver Begriff, bei
dem sich nur die Frage stellt, ob eine staatliche Maflnahme einem oder mehreren einzelnen Unternehmen einen
Vorteil verschafft, wahrend der objektive Begriff durch die Entscheidungspraxis der Kommission unangetastet
bleibt (°6).

(150) Deshalb wiederholt die Kommission ihre Schlussfolgerung, dass die in Rede stehenden Mafinahmen auch schon
vor dem Urteil in der Rechtssache Leipzig/Halle staatliche Beihilfen darstellten.

5.2. Vorliegen einer Beihilfe fir CAMED

(151) Da die APN offentliche Gelder fiir die mit CAMED vereinbarten Interventionen erhalten hat und weiterhin
erhalten wird, musste CAMED nicht die gesamten Investitionskosten tragen, wie es andere private Betreiber von
Schiffsreparaturanlagen auf dem Markt tun miissten. Die Kommission stellt fest, dass Italien durch die
Uberlassung der Trockendocks an CAMED zu Preisen unter den marktiiblichen Sitzen dem Unternehmen einen
selektiven Vorteil gewéhrt hat.

5.2.1. Zurechenbarkeit und staatliche Mittel

(152) Da es sich bei der APN um eine offentliche Einrichtung handelt, die Teil der staatlichen Verwaltung ist (auch
wenn sie als privates Unternehmen agiert, siche Erwdgungsgrund 118), kommt die Kommission zu dem Schluss,
dass die Malinahmen dem Staat zuzurechnen sind. Wenn eine Behorde einem Begiinstigten Zuschiisse gewdhrt,
ist diese Mitteliibertragung dem Staat zuzurechnen, auch wenn die fragliche Einrichtung von anderen Behorden
rechtlich unabhingig ist.

(153) Staatliche Mittel umfassen alle Mittel des offentlichen Sektors einschlielich der Mittel innerstaatlicher (dezentraler,
foderaler, regionaler und anderer) Einheiten. Auch der Verzicht auf Einnahmen, die ansonsten an den Staat
gezahlt worden wiren, stellt eine Ubertragung staatlicher Mittel dar. Wenn Behérden Giiter oder Dienstleistungen
zu einem Preis unter den marktiiblichen Sitzen bereitstellen, bedeutet dieses einen Verzicht auf staatliche Mittel
(und die Gewihrung eines Vorteils).

(154) Dabher stellt die Kommission fest, dass die APN durch die Uberlassung der Trockendocks an CAMED zu Preisen
unter den marktiiblichen Sitzen auf staatliche Mittel verzichtet hat.

(**) Siehe z. B. Entscheidung 94/374/EG.
(*) Urteil des Gerichts vom 4. Mirz 2009, Associazione italiana del risparmio gestito und Fineco Asset Management/Kommission,
T-445/05, ECLLEU:T:2009:50, Rn. 145.
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5.2.2. Selektivitit

(155) Eine Maffnahme kann nur dann als staatliche Beihilfe eingestuft werden, wenn sie spezifisch oder selektiv ist und
nur bestimmte Unternehmen und/oder Produktionszweige begiinstigt. Italien behauptet, die Maflnahmen hitten
einen allgemeinen, bereichsiibergreifenden Charakter, da nach der Organisationsform des Hafensektors nach
italienischem Recht alle Unternehmen (nicht nur CAMED), die im Hafenbereich in allen italienischen Héfen (nicht
nur in Neapel) und in allen Wirtschaftssektoren (nicht nur im Schiffbau) titig sind, von ,Beihilfen“ ,profitiert*
hitten, die den mutmaflichen Beihilfen fir CAMED entsprachen. Die Kommission widerspricht dieser
Einschitzung aus den folgenden Griinden.

(156) Zum einen ist zu vermuten, dass dieser Vorteil dem Unternechmen selektiv gewihrt wurde, da der
Konzessionsvertrag nur mit CAMED unterzeichnet wurde. Bei individuellen Beihilfemafinahmen legt das Bestehen
eines wirtschaftlichen Vorteils die Vermutung nahe, dass es sich um eine selektive Mafnahme handelt (*’). Zum
andern sind die Mafinahmen auf jeden Fall selektiv, das sie CAMED gegeniiber anderen Unternehmen, die sich in
einer rechtlich und tatsichlich vergleichbaren Situation befinden, begiinstigen. Wie in Abschnitt 5.2.3 des
vorliegenden Beschlusses ausgefithrt wurde, kann CAMED die Schiffbau- und Schiffsreparaturanlagen im Hafen
vom Neapel gegen Zahlung eines geringen Anteils der anfallenden Kosten betreiben. Andere Werften (in anderen
Hifen oder auferhalb von Hafengebieten), die nichtstaatliche Anlagen betreiben und damit nicht unter den
Ministerialerlass Nr. 595/1995 fallen, miissen dagegen grundsitzlich die gesamten Kosten fiir die Errichtung ihrer
eigenen, von ihnen betriebenen Schiffbau- und Schiffsreparaturanlagen selbst tragen. Schlieflich stellt die
Kommission fest, dass die Manahmen auch deshalb selektiv sind, weil sie einen Betreiber von Schiffbau- und
Schiffsreparaturanlagen gegeniiber Betreibern von Produktions- oder Reparaturanlagen in anderen Wirtschafts-
bereichen begiinstigen. Die Letztgenannten sind in einer tatsdchlich und rechtlich vergleichbaren Situation, da sie
ihre wirtschaftliche Tiatigkeit ebenfalls auf der Grundlage der von ihnen betriebenen Produktions- oder
Reparaturanlagen ausiitben. Doch im Gegensatz zu CAMED gehen sie ihrer Titigkeit nach, ohne von nicht
kostendeckenden Mietzinsen fiir die Anlagen zu profitieren.

5.2.3. Wirtschaftlicher Vorteil

(157) In Bezug auf CAMED stellt die Kommission fest, dass der Konzessionsvertrag nicht im Wege einer offenen
Ausschreibung vergeben wurde, sondern durch ein anderes Verfahren, bei dem andere Unternehmen sich zu
einem individuellen Antrag auf eine Konzession duflern oder Alternativvorschlige vorlegen konnten (eine Art
,Widerspruchsverfahren®, siche Erwigungsgrund 15).

(158) Die Kommission stellt auch fest, dass die von CAMED nach dem Konzessionsvertrag von 2004 gezahlte Gebiihr
keiner marktkonformen Gebiihr entspricht. Das Flichennutzungsentgelt, das CAMED an die APN zahlt, wird auf
der Grundlage feststehender gesetzlicher Parameter berechnet; es betrdgt durchschnittlich etwa 140 201,29 EUR
pro Jahr, was fiir einen Konzessionszeitraum vom 30 Jahren etwa 4,2 Mio. EUR ergeben wiirde (**). Die Gebiihr
wurde auf der Grundlage des Erlasses Nr. 595 vom 15. November 1995 festgelegt; beriicksichtigt wurde die Zahl
der Quadratmeter des offentlichen Gelidndes, fir das die Konzession gilt, multipliziert mit einem Einheitsbetrag in
Euro, der jahrlich durch Anwendung eines in Prozent ausgedriickten Koeffizienten erhoht wird. Der
Einheitsbetrag in Euro variiert entsprechend den von der Konzession abgedeckten Titigkeiten. Unter den in dem
Erlass genannten Titigkeiten sind ,Werftarbeiten® (d. h. Schiffsreparaturen/-umbauten). CAMED wurde im
Rahmen der Konzession aber auch mit der Verwaltung der Trockendocks betraut, was in dem Erlass nicht
aufgefiihrt ist.

(159) Die Kommission kommt zu dem Ergebnis, dass die nach der beschriebenen Methode festgelegte Gebiihr lediglich
ein Entgelt fur die Inbesitznahme des staatlichen Eigentums ist, in dem der eigentliche Gegenstand und der
entsprechende wirtschaftliche Wert der Konzession nicht beriicksichtigt sind. In der Gebithr nicht beriicksichtigt
ist insbesondere die Tatsache, dass CAMED im Rahmen der Konzession nicht nur Schiffsreparaturen durchfiihren,
sondern auch die alleinige Verwaltung der staatlichen Trockendocks wahrnehmen kann. Das ermdglicht es
CAMED, anderen Hafenbetreibern, die Reparaturarbeiten in diesen Trockendocks ausfithren mochten, eine
Gebiihr zu berechnen (*%).

(160) Auflerdem stellt die Kommission fest, dass CAMED sich in der Konzession von 2004 verpflichtet hat,
Investitionen im Umfang von 24 610 420 EUR zu tdtigen. Nach Angaben Italiens und von CAMED belief sich
das Investitionsprogramm des Unternehmens tatsichlich auf 42 541 495 EUR (siche Erwigungsgriinde 80 und
100).

(161) Die Kommission kommt zu dem Schluss, dass CAMED als Verwalter und Betreiber der Trockendocks (d. h.
Anbieter von Schiffsreparaturen) die gesamten Kosten der Renovierungsarbeiten tragen miisste. Wenn die

(*7) Urteil des Gerichts vom 13. Dezember 2017, Griechenland/Kommission, T-314/15, ECLLEU:T:2017:903, Rn. 79.

(**) Dieser Wert ergibt sich aus der Extrapolation der durchschnittlichen Konzessionsgebiihr, die CAMED bisher fiir den Zeitraum 2004 bis
2017 gezahlt hat, @iber eine Laufzeit von 30 Jahren.

(*’) Die von anderen Hafenbetreibern an CAMED gezahlten Gebiihren gelten insbesondere fiir: i) die Nutzung der Trockendocks und ii) die
Bereitstellung von ,Nebendienstleistungen wie Einfahrt, Ausfahrt und Instandhaltung der Schiffe im Dock, Bereitstellung von Strom,
Druckluft, Dockkran, Uberwachung und Betriebssicherheit durch CAMED.
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renovierten Anlagen dem Unternehmen zur Verfigung gestellt werden, miisste CAMED dagegen eine
(Konzessions-)Gebiihr zahlen, die zumindest den Wert der Investitionen des italienischen Staates und der
Hafenbehorde fir die Renovierungen widerspiegeln wiirde. Dies ist dadurch zu begriinden, dass CAMED die
subventionierte Infrastruktur iiber die gesamte Lebensdauer nutzt, sodass dem Staat nach Ablauf der Konzession
nur ein kleiner Restwert bleiben wird.

(162) Die Kommission stellt fest, dass nur ein Teil der von CAMED vorgenommenen Investitionen in die Renovierung
der Trockendocks flieft (siche Erwdgungsgrund 100). Der verbleibende (grofite) Teil der Investitionen fillt direkt
fir den taglichen Betrieb und die Verwaltung der Anlagen an, fiirr die CAMED in jedem Fall verantwortlich wire.

(163) Daher sind die Investitionen in Hohe von 42 Mio. EUR, die CAMED zu seinem eigenen Nutzen ausgefithrt hat
(um Kosten zu decken, die das Unternehmen ohnehin tragen miisste), eine zusitzliche private Investition zu allen
in Tabelle 2 aufgefithrten offentlichen Interventionen; sie konnen nicht als Beitrag zu einer marktiiblichen
Konzessionsgebiihr betrachtet werden. Ebenso wenig kann der Teil dieses von CAMED aufgewendeten Betrags
(11,1 Mio. EUR) fiir Investitionen in die Docks (siche Erwigungsgrund 15) als Eigenbeitrag gesehen werden, da
der APN durch Amortisation aller Vermogenswerte nach Ablauf des Konzessionsvertrags kein (oder nur ein
minimaler) Wert zufliefen wird.

(164) Wie aus dem Einleitungsbeschluss hervorgeht, hat die Kommission zudem Zweifel, ob CAMED durch den
Konzessionsvertrag mit einer gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung betraut wurde. Vor dem Einleitungsbeschluss
argumentierte Italien, da die Trockendocks von CAMED fiir eine Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem
Interesse genutzt wiirden, stelle jede dafiir erforderliche Investition einen Ausgleich fiir diese Dienstleistung dar.

(165) Seit dem Einleitungsbeschluss hat Italien zwar nicht mehr behauptet, dass CAMED mit einer gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtung betraut worden sei, doch der Vollstindigkeit halber bewertet die Kommission in den
folgenden Erwigungsgriinden, ob die vier Altmark-Bedingungen in Bezug auf die Mafinahmen zur Unterstiitzung
von CAMED kumulativ erfillt sind.

(166) In Bezug auf die erste Altmark-Bedingung sind die in Erwdgungsgrund 129 genannten Mindestkriterien nicht
erfilllt. Insbesondere sind Art und Umfang der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung, mit der CAMED
mutmaflich beauftragt wurde, nicht klar definiert. Auf diese Verpflichtung wird im Konzessionsvertrag lediglich
durch einen Verweis auf die allgemeine Bestimmung des Artikels 1.g des Ministerialerlasses vom 14. November
1994 eingegangen. Auch wenn geltend gemacht werden konnte, dass die Dauer der Verpflichtung durch die
Laufzeit der Konzession von 30 Jahren festgelegt ist, fehlt es an einer klaren Definition von Art und Umfang der
mutmaflichen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung, wie in Erwigungsgrund 130 dieses Beschlusses erldutert
wurde.

(167) Hinsichtlich der Frage, ob die mutmafSlichen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen als Dienstleistung von
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse bezeichnet werden konnten, geht die Kommission davon aus, dass
CAMED keine Verpflichtungen wahrzunehmen hat, die als gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen definiert
werden konnten. Vielmehr ist es so, dass diese Dienstleistung (Verwaltung von Trockendocks) bereits von anderen
Unternehmen, die unter marktiiblichen Bedingungen arbeiten, zufriedenstellend erbracht wird und erbracht
werden kann. Die Dienstleistung weist keine Besonderheiten im Vergleich zu den Dienstleistungen der privaten
Eigentiimer von Schiffsreparaturbetrieben und der Verwalter solcher Anlagen auf, und sie gleicht auch kein
Marktversagen aus. Italien hat keine Beweise dafiir vorgelegt, dass CAMED eine Tatigkeit ausiibt, die nicht auch
am Markt unter vergleichbaren Bedingungen beziiglich Preis, Qualitit, Kontinuitit und Zuginglichkeit erbracht
wird. Aulerdem haben die subventionierten Anlagen keinen Nutzen fiir die Allgemeinheit, sondern sind eine
reine Dienstleistung fiir Schiffseigner im Raum Neapel (*°).

(168) In Bezug auf die zweite Altmark-Bedingung ist festzustellen, dass die Konzession von 2004 keine vorher objektiv
und transparent festgelegten Quantifizierungen oder Parameter zur Berechnung des Ausgleichs enthalt, den die
APN an CAMED zahlen sollte fiir die Verpflichtung, anderen Schiffsreparaturbetrieb offenen Zugang zu den
Trockendocks zu gewédhren. Die Konzession von 2004 stellt keinen ausdriicklichen Zusammenhang zwischen
dieser Verpflichtung und der Verpflichtung der Hafenbehorde zur Durchfithrung der betreffenden Interventionen
her. Auch in der Konzession von 2004 sind weder die mutmaflichen Betriebsverluste von CAMED noch der
Umfang der Interventionen genau festgelegt.

(169) Auferdem stellt die Kommission fest, dass die Finanzierung der Interventionen als Ausgleich fiir die CAMED
auferlegte Verpflichtung, offenen Zugang zu den Trockendocks zu gewihren, das Risiko einer Uberkompensation
nicht ausschlieen kann, wie es das dritte Altmark-Kriterium verlangt. Ohne eine Berechnung oder Schitzung der
mutmaflichen Betriebsverluste infolge der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung ldsst sich kaum feststellen, ob der
Betrag der Investitionen fiir die Interventionen unter Beriicksichtigung eines angemessenen Gewinns diesen
Betriebsverlusten entspricht.

(®) Siehe Mitteilung der Kommission von 2011 zu Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse, Randnummer 50.
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(170) In Bezug auf das vierte Altmark-Kriterium ist festzustellen, dass CAMED die Konzession ohne ein offentliches
Vergabeverfahren erteilt wurde, und Italien hat auch nicht die erforderlichen Informationen vorgelegt, um
bewerten zu konnen, ob die Investitionen fir die Interventionen den Kosten eines durchschnittlichen, gut
gefilhrten Unternehmens entsprechen, das anderen Schiffsreparaturunternehmen offenen Zugang zu den
Trockendocks gewihrt.

(171) Daher kommt die Kommission zu dem Schluss, dass die vier Bedingungen nicht kumulativ erfullt sind und
CAMED durch die in Rede stehenden Malnahmen somit ein wirtschaftlicher Vorteil verschafft wurde

5.2.4. Verfilschung des Wettbewerbs und Beeintrichtigung des Handels

(172) Schiffsreparaturen stellen eine wirtschaftliche Tatigkeit in einem Sektor dar, der dem Wettbewerb und dem
Handel auf Unionsebene offen steht. Daher ist jeder CAMED gewihrte Vorteil geeignet, den Wettbewerb zu
verfalschen und den unionsinternen Handel zu beeintrichtigen.

5.2.5. Qualifizierung der Mafnahmen als bestehende Beihilfe

(173) Aus den in Abschnitt 5.1.7 dieses Beschlusses in Bezug auf die APN genannten Griinden kommt die Kommission
zu dem Schluss, dass die Mafnahmen zugunsten von CAMED nicht als bestehende Beihilfe angesehen werden
konnen.

5.3. Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt

(174) Die Kommission stellt fest, dass Trockendocks keine Verkehrsinfrastrukturen, sondern Produktionsanlagen fiir
Werften sind, da sie fiir den Schiffbau oder Schiffsreparaturen und nicht fir Verkehrszwecke genutzt werden.
Daher kommt die Kommission zu dem Schluss, dass die Mafnahmen nicht direkt nach Artikel 107 Absatz 3
Buchstabe ¢ AEUV als Investitionsbeihilfe fiir eine Verkehrsinfrastruktur angesehen werden konnen, wie Italien es
behauptet (siche Erwigungsgrund 86).

(175) Die Kommission stellt ferner fest, dass die Beihilfen nicht auf der Grundlage von Artikel 107 Absatz 2
Buchstabe b AEUV als Beihilfen zur Beseitigung von Schiden bewertet werden konnen, die durch
Naturkatastrophen oder sonstige aulergewohnliche Ereignisse entstanden sind. Die Kommission stellt fest, dass
Beihilfen im Sinne dieses Artikels nur dann mit dem Binnenmarkt vereinbar sind, wenn sie sehr strenge
Voraussetzungen erfiilllen und u. a. nur solche Schiden beseitigen, die durch das betreffende Ereignis entstanden
sind, und nicht zu einer Uberkompensation fithren, was in diesem Fall nicht nachgewiesen wurde ().

(176) Daher kommt die Kommission zu dem Ergebnis, dass die Priifung der Vereinbarkeit der Mafnahmen zugunsten
der APN und von CAMED mit dem Binnenmarkt zundchst nach Maflgabe der Mitteilung der Kommission —
Rahmen der Europiischen Union fiir staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen fiir die Erbringung
offentlicher Dienstleistungen (2011) (*?) — (,DAWI-Rahmenbestimmungen®) erfolgen sollte.

(177) Wenn die in den DAWI-Rahmenbestimmungen von 2011 aufgefithrten Vereinbarkeitskriterien nicht erfiillt sind,
konnte die Priifung der Vereinbarkeit der Mafinahmen zugunsten der Hafenbehorde und von CAMED nach
Einschitzung der Kommission auch nach den Bestimmungen fiir staatliche Beihilfen fiir den Schiffbausektor
erfolgen, die zum Zeitpunkt der Gewidhrung der jeweiligen Malnahme galten.

(178) Die Kommission stellt fest, dass der Zeitpunkt der Gewahrung der Beihilfen fiir die APN nicht mit dem Datum
des Inkrafttretens des Gesetzes Nr. 413/1998 iibereinstimmt, wie Italien behauptet (Erwadgungsgrund 85). Dieses
Gesetz ist zu allgemein gehalten und kann keinem Empfinger einen Rechtsanspruch auf die Beihilfe zusichern, da
keine bestimmten Empfinger oder Beihilfebetrige darin aufgefihrt sind. (°) Stattdessen kommt die Kommission
zu dem Ergebnis, dass sich der Anspruch auf die fragliche Beihilfe aus dem im allgemeinen Geltungsbereich des
Gesetzes Nr. 413/1998 angenommenen und in Verbindung mit dem Ministerialerlass vom 2. Mai 2001 zu
lesenden Ministerialerlass vom 27. Dezember 1999 herleitet; hierbei handelt es sich um die eigentlichen Durch-
fihrungsbestimmungen fiir die Maffnahmen, wie es das Gesetz Nr. 413/1998 vorsieht.

(179) Nach Artikel 9 des Gesetzes Nr. 413/1998 sicht Artikel 1 des Ministerialerlasses vom 27. Oktober 1999 vor, dass
auf der Grundlage eines Antrags der betreffenden Hafenbehorden ein Programm fur Infrastrukturarbeiten zur
Erweiterung, Modernisierung und Erneuerung von Hifen beschlossen und in einem Anhang die Zuweisung von
Mitteln erldutert wird. Diesem Anhang zufolge sollte das Ministerium der APN 51,403 Mio. EUR (99,53 Mrd.
ITL) fir Investitionen in den Trockendocks im Hafen von Neapel bereitstellen. Die fiir alle Investitionen in
Hafeninfrastrukturen vorgesehenen Betrige von 2001 bis 2017 sind im Anhang zum Ministerialerlass vom
2. Mai 2001 aufgefiihrt, der ebenfalls auf der Grundlage des Gesetzes Nr. 413/1998 angenommen wurde. Fiir die
APN wurde die Gesamtfinanzierung auf einen Hochstbetrag von 102 Mio. EUR (197,5 Mrd. ITL) begrenzt.

(*) Entscheidung der Kommission SA.39622 (2014/N), Republik Slowenien — Ausgleich fiir Schiden aufgrund von Klareis im Januar und
Februar 2014 (alle Wirtschaftszweige aufSer Land- und Forstwirtschaft, Fischerei und Aquakultur).

(®» ABLC8vom11.1.2012,S.15.

(®*) Siehe Urteil des Gerichtshofs vom 6. Juli 2017, NEREA, C-245/16, ECLLEU:C:2017:521, Rn. 32.



20.3.2019 Amtsblatt der Européischen Union L 78/87

Aufgrund dieser Erlasse hatte die APN u. a. Anspruch auf Riickzahlung von Darlehen fiir die im Anhang zu den
Ministerialerlassen aufgefithrten Hafeninfrastrukturprojekte einschlieGlich der fraglichen Trockendocks durch das
Ministerium. Diese Investitionen waren bereits zum Zeitpunkt der CAMED im Jahr 2004 erteilten Konzession
vorgesehen, und die Konzession selbst verweist auf diese bereits in der Vereinbarung von 2001 zugesagten
Investitionen. Dementsprechend konnten die folgenden Regelungen zur Vereinbarkeit auf die Schiffbaubeihilfen
(Regionalbeihilfen fiir Investitionen in den Ausbau oder die Modernisierung vorhandener Werften zur Produktivi-
titssteigerung bestehender Anlagen) fiir die APN und fiir CAMED anwendbar sein:

1. die Verordnung (EG) Nr. 1540/98;

2. die Rahmenbestimmungen fiir Beihilfen an den Schiffbau von 2004, die zundchst vom 1. Januar 2004 bis
zum 31. Dezember 2006 in Kraft waren und danach zunichst bis zum 31. Dezember 2008 und dann noch
einmal bis zum 31. Dezember 2011 verlangert wurden;

3. die Rahmenbestimmungen {iber Beihilfen fur den Schiffbau von 2011, anwendbar auf nicht angemeldete
Beihilfen, die nach dem 31. Dezember 2011 gewdhrt wurden. Die Geltungsdauer dieser Rahmenbe-
stimmungen wurde bis zum 30. Juni 2014 verlingert;

4. die Leitlinien ftir Regionalbeihilfen 2014-2020 ab dem 1. Juli 2014.

(180) Italien zufolge sollte nicht die oben genannte Rechtsgrundlage fiir die Vereinbarkeit von Beihilfen fir den
Schiftbau angewandt werden, sondern die Vereinbarkeit direkt nach Artikel 107 AEUV und anhand anderer
sekundirrechtlicher Bestimmungen fur staatliche Beihilfen gewiirdigt werden (*¥). Italien nannte die
Bombardierungen im zweiten Weltkrieg, Erdbeben, die Entwicklung der Wirtschaft einer mit Fordermitteln
unterstiitzten Region und die Modernisierung und Entwicklung der Hafeninfrastruktur.

(181) Nach geltender Rechtsprechung muss der Mitgliedstaat nachweisen, dass sich die Umstinde einer nationalen
Mafnahme von denen unterscheiden, auf die die maf3geblichen Leitlinien abzielen, und die Kommission sollte die
Mafinahme dann direkt nach Artikel 107 Absatz 3 AEUV bewerten (*). Nachdem Italien die Bombardierungen
im zweiten Weltkrieg und Erdbeben als Begriindung fiir die Abweichung von den genannten Leitlinien angefiihrt
hat, hat die Kommission bereits in Erwdgungsgrund 175 erldutert, weshalb die Bedingungen des Artikels 107
Absatz 2 Buchstabe b AEUV bei den hier Rede stehenden Mafnahmen nicht erfiillt sind. Nachdem die
Modernisierung und Entwicklung von Hafeninfrastruktur als Begriindung dafir angefithrt wurde, dass die
Mafnahmen direkt nach Mafigabe des Vertrags zu bewerten seien, hat die Kommission ebenfalls in
Erwigungsgrund 174 erldutert, dass Trockendocks keine Verkehrsinfrastrukturen sind und daher nicht direkt
nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV bewertet werden konnen. In Bezug auf die von Italien angefiihrte
wirtschaftliche Entwicklung der mit Fordermitteln unterstiitzten Region stellt die Kommission fest, dass solche
Beihilfen nicht nach den Leitlinien fiir Regionalbeihilfen zu bewerten sind, die zum Zeitpunkt der Gewahrung der
Mafnahmen giiltig waren, da fir Beihilfen fir den Schiffbau sektorspezifische Regeln galten, wie in
Erwidgungsgrund 176 ausgefithrt wurde, was durch jede der zum Zeitpunkt der Gewdhrung der Beihilfe geltenden
Leitlinien fiir Regionalbeihilfen eindeutig bestitigt wurde (°)). Auflerdem ist es sinnvoll, Beihilfen fiir
Schiftbauanlagen nach den sektorspezifischen Regelungen fiir den Schiffbau zu priifen statt auf der Grundlage der
allgemeineren Leitlinien fiir Regionalbeihilfen, da nur die sektorspezifischen Leitlinien die besonderen Merkmale
des Sektors abdecken und das mit der Beihilfe angestrebte gemeinsame Ziel daher am besten erfassen.

5.3.1. Bewertung der Vereinbarkeit der Beihilfe fiir die APN mit dem Binnenmarkt

(182) Eine der Bedingungen fur die Vereinbarkeit der Beihilfe nach den DAWI-Rahmenbestimmungen von 2011 ist,
dass es sich um eine echte und genau abgesteckte Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse im
Sinne von Artikel 106 Absatz 2 AEUV handelt. Auflerdem muss die DAWI durch einen Rechtsakt iibertragen
worden sein, in dem die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen und die Methoden zur Berechnung des
Ausgleichs spezifiziert sind, und die Hohe der Ausgleichsleistungen darf nicht iiber das hinausgehen, was
erforderlich ist, um die Nettokosten fiir die Erbringung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen einschlieflich
eines angemessenen Gewinns zu decken.

(183) In Abschnitt 5.1.4 begriindet die Kommission, weshalb Italien bei der Definition der offentlichen Dienstleistung,
mit der die APN betraut ist, einen offensichtlichen Bewertungsfehler gemacht hat. Auferdem ist den
mafgeblichen Rechtsakten nicht zu entnehmen, wie hoch der Ausgleich ist, den die APN fiir die Verwaltung der
Trockendocks erhilt, oder wie dieser Ausgleich berechnet werden soll; daher ldsst sich nicht feststellen, ob die

(**) Hier verweist Italien auf die Mitteilung Nr. 2003/C 317/06 (ABI. C 317 vom 30.12.2003, S. 11) und insbesondere auf Randnummer 12,
wonach ,Beihilfen fiir den Schiffbau im Einklang mit den Artikeln [107 und 108 AEUV] sowie simtlichen auf dieser Grundlage
erlassenen Rechtsvorschriften und Mainahmen gewéhrt werden“ diirfen.

(**) Urteil des Gerichtshofs vom 8. Marz 2016, Hellenische Republik/Kommission, C-431/14 P, ECLLEU:C:2016:145, Rn.70-72.

(®) Siehe Randnummer 8 (und Fuflnote 9) der Leitlinien fiir staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung 2007-2013 (ABL. C 54 vom
4.3.2006, S. 13): ,Auch fiir einige andere Wirtschaftszweige [Verkehr und Schiffbau] gelten spezielle Bestimmungen, mit denen der
besonderen Lage dieser Wirtschaftszweige Rechnung getragen wird und die ganz oder teilweise von diesen Leitlinien abweichen
konnen.“ Sieche Randnummer 2 der Leitlinien fiir staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung (2000-2006) (ABL. C 74 vom
10.3.1998, S. 9): ,Fiir einige von diesen Leitlinien erfasste Wirtschaftsbereiche gelten auflerdem zusdtzlich noch sektorspezifische
Regeln.”
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(184)

(185)

(186)

(187)

(188)

(189)

(190)

(191)

(192)

(193)

Ausgleichsleistungen auf das begrenzt sind, was erforderlich ist, um die Kosten fiir die Erbringung der gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtung zu decken. Wie in Erwidgungsgrund 167 erldutert wurde, sind Art, Dauer und
Geltungsbereich der mutmaflichen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen der Hafenbehorde nicht genau
definiert.

Daher kommt die Kommission zu dem Ergebnis, dass die Mafnahmen nicht alle Vereinbarkeitskriterien erfiillen
und somit nach den DAWI-Rahmenbestimmungen von 2011 in Bezug auf die Beihilfen fiir die APN nicht als mit
dem Binnenmarkt vereinbar gelten konnen.

Die Kommission hat auch gepriift, ob die Maffnahmen auf der Grundlage der anwendbaren Regelungen fiir den
Schiftbau als mit dem Binnenmarkt vereinbar gelten konnen.

Unter Beriicksichtigung der Rechtsakte zur Gewidhrung der Beihilfen (siehe Erwigungsgriinde 25 und 179) stellt
die Kommission fest, dass die Verordnung (EG) Nr. 1540/98 und die Rahmenbestimmungen fiir Beihilfen fiir den
Schiffbau (Nummer i) und ii) in Erwidgungsgrund 179) die Rechtsgrundlagen fiir die verschiedenen Beihilfen
bilden (¥). Die Kommission priift im Folgenden, ob die Bedingungen der genannten Grundlagen fur die
Vereinbarkeit erfiillt sind.

Um fiir Beihilfen nach den Bestimmungen fiir den Schiffbau in Betracht zu kommen, muss die Beihilfe fiir
Investitionen zum Ausbau und zur Modernisierung bestehender Werften gewihrt werden und darf nicht mit einer
finanziellen Umstrukturierung der betreffenden Werft(en) zur Produktivititssteigerung bestehender Anlagen im
Zusammenhang stehen (davon ausgenommen ist der reine Ersatz abgeschriebener Vermogenswerte) (%%).

Italien zufolge (sieche Erwdgungsgrund 86) ist die mutmafliche Beihilfe nicht fiir eine Produktivitdtssteigerung der
bestechenden Anlagen in einer Werft vorgesehen, sondern fiir Instandhaltungsarbeiten an bestimmten Objekten
der Hafeninfrastruktur, deren alleiniger Eigentimer der italienische Staat ist, um ihren Verfall zu verhindern. Die
Investitionen kdmen daher fur Beihilfen nach den Bestimmungen fur den Schiffbau nicht in Betracht.

AufSerdem hat Italien nicht nachgewiesen, dass die Beihilfe einen Anreizeffekt hat, d. h. dass ein Beihilfeantrag vor
Beginn der Arbeiten gestellt wurde oder dass die Beihilfe auf die Unterstiitzung beihilfefdhiger Ausgaben begrenzt
ist gemif$ der Definition in den geltenden Leitlinien iiber Regionalbeihilfen (siche Erwdgungsgrund 89).

Die bereits fiir dieses Vorhaben gewahrte Finanzierung (44 138 854,50 EUR, das sind 76,42 % der gesamten
Investitionskosten) iibersteigt die hochstzuldssige Beihilfeintensitdt fiir regionale Investitionsbeihilfen fiir
Schiffbauanlagen nach den Vorgaben der drei aufeinander folgenden Rahmenbestimmungen fiir den Schiftbau
(zwischen 12,5 % und 22,5 % der gesamten Investitionskosten je nach Beihilfestatus der betreffenden Region).

Da die oben genannten Vereinbarkeitskriterien nicht erfiillt sind, kommt die Kommission zu dem Schluss, dass
die Beihilfemaffnahmen zugunsten der APN nicht mit dem Binnenmarkt vereinbar sind.

5.3.2. Bewertung der Vereinbarkeit der Beihilfe fir CAMED mit dem Binnenmarkt

Wie in Abschnitt 5.2.3 gezeigt wurde, hat Italien bei seiner Qualifizierung von Schiffsreparaturleistungen fiir
CAMED als gemeinwirtschaftliche Verpflichtung einen offensichtlichen Bewertungsfehler gemacht. Auferdem
geben die mafigeblichen Rechtsakte keinen Hinweis auf die Hohe des Ausgleichs, den CAMED fur die
Verpflichtung erhalten soll, offenen Zugang zu den Trockendocks zu gewahren, sodass sich nicht feststellen lisst,
ob der gewidhrte Ausgleich moglicherweise die zur Deckung der Kosten fiir die Erbringung der gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtung erforderliche Hohe tibersteigt. Die Kommission stellt fest, dass das Risiko einer
Uberkompensation nicht auszuschliefen ist, wenn die Finanzierung der Interventionen (in Hohe von
44 138 854,50 EUR des italienischen Staates und von 13 621 000 EUR aus Eigenmitteln der APN) als Ausgleich
fur die CAMED auferlegte Verpflichtung, offenen Zugang zu den Trockendocks zu gewihren, betrachtet wird
(sieche Erwdgungsgrund 162). Wie in Erwdgungsgrund 166 erldutert wurde, sind Art und Umfang der
mutmaflichen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen zudem nicht genau definiert.

Daher kommt die Kommission zu dem Ergebnis, dass die Mafnahmen nach den DAWI-Rahmenbestimmungen
von 2011 in Bezug auf die mutmafliche Beihilfe fir CAMED nicht fiir mit dem Binnenmarkt vereinbar erklart
werden konnen.

(*7) Siehe i) die Verordnung (EG) Nr. 1540/98, die vom 1. Januar 1999 bis zum 31. Dezember 2003 in Kraft war; ii) die Rahmenbe-
stimmungen fiir Beihilfen an den Schiffbau von 2004, die zunichst vom 1. Januar 2004 bis zum 31. Dezember 2006 in Kraft waren
und danach zweimal, zunichst bis zum 31. Dezember 2008 und dann erneut bis zum 31.Dezember 2011 verlingert wurden.

(*®) Siehe Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1540/98; Randnummer 26 der Rahmenbestimmungen fiir Beihilfen an den Schiffbau von
2003; Randnummer 13 der Rahmenbestimmungen iiber Rahmenbestimmungen fiir den Schiffbau von 2011; siche auch Entscheidung
der Kommission C21/2006 (ex N 635/2005) iiber die Beihilfe der Slowakischen Republik fiir Slovense lodenice Komarno,
2007/529/EG.
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(194) Hinsichtlich der Vereinbarkeit der Beihilfe fiir CAMED auf der Grundlage der Regelungen fiir den Schiffbau stellt
die Kommission fest, dass CAMED als Verwalter und Betreiber der finanziell unterstiitzten Anlagen Betriebs-
beihilfen erhalten hat (in Form von reduzierten Konzessionsgebiihren), durch die die von CAMED zu tragenden
Ausgaben reduziert werden sollen. Die beihilferechtlichen Regelungen fiir den Schiffbausektor, die zum Zeitpunkt
der Gewdhrung der jeweiligen Maffnahme galten (siche Erwiagungsgrund 179), sehen keine Betriebsbeihilfen fiir
Verwalter oder Nutzer von Schiffbauanlagen vor. Daher kommt die Kommission zu dem Ergebnis, dass die
Beihilfe fiir CAMED nicht fiir mit dem Binnenmarkt vereinbar erklirt werden kann.

6. SCHLUSSFOLGERUNG ZUM VORLIEGEN UND ZUR VEREINBARKEIT DER BEIHILFEN MIT DEM
BINNENMARKT

(195) Die Kommission stellt fest, dass Italien der APN rechtswidrig Investitionsbeihilfen gewahrt und damit gegen
Artikel 108 Absatz 3 AEUV verstoflen hat.

(196) Die Kommission stellt ferner fest, dass Italien CAMED rechtswidrig Betriebsbeihilfen gewihrt und damit gegen
Artikel 108 Absatz 3 AEUV verstoflen hat.

(197) Da keine Griinde fiir die Vereinbarkeit der Maffnahmen mit dem Binnenmarkt sprechen, sind sie als unvereinbar
anzusehen.

7. RUCKFORDERUNG
7.1. Verjihrungsfrist

(198) Die Kommission stellt fest, dass die zu bewertende offentliche Unterstiitzung Italien zufolge nicht zuriickgefordert
werden kann, da die Verjihrungsfrist nach Artikel 17 der Verfahrensverordnung abgelaufen sei.

(199) Nach Artikel 17 Absatz 1 gelten die ,Befugnisse der Kommission zur Riickforderung von Beihilfen ... fiir eine
Frist von zehn Jahren®. In Artikel 17 Absatz 2 heiflt es jedoch: ,Diese Frist beginnt mit dem Tag, an dem die
rechtswidrige Beihilfe dem Empfinger entweder als Einzelbeihilfe oder im Rahmen einer Beihilferegelung gewahrt
wird. Jede Malnahme, die die Kommission oder ein Mitgliedstaat auf Antrag der Kommission beziiglich der
rechtswidrigen Beihilfe ergreift, stellt eine Unterbrechung der Frist dar. Nach jeder Unterbrechung liuft die Frist
von Neuem an. Die Frist wird ausgesetzt, solange der Beschluss der Kommission Gegenstand von Verhandlungen
vor dem Gerichtshof der Europdischen Union ist.“

(200) Die Kommission steht auf dem Standpunkt, dass die Argumente Italiens nicht zu akzeptieren sind. Durch das
Auskunftsersuchen der Kommission vom Mirz 2006, zwei Schreiben mit einer vorldufigen Bewertung an den
Beschwerdefithrer von 2013 und 2014 sowie weitere an Italien iibermittelte Auskunftsersuchen (siehe
Erwigungsgriinde 3, 5 und 6) wurde die Verjdhrungsfrist unterbrochen, sodass die Frist von zehn Jahren noch
nicht abgelaufen ist.

7.2. Vertrauensschutz und Rechtssicherheit

(201) Nach Artikel 16 Absatz 1 der Verfahrensverordnung miissen Beihilfen, bei denen festgestellt wurde, dass sie mit
dem Binnenmarkt unvereinbar sind, zuriickgefordert werden.

(202) Doch nach Artikel 16 Absatz 1 verlangt die Kommission ,die Riickforderung der Beihilfe [nicht], wenn dies
gegen einen allgemeinen Grundsatz des Unionsrechts verstoffen wiirde“. Dazu hat der Gerichtshof festgestellt,
dass die Kommission von sich aus aufergewohnliche Umstinde beriicksichtigen muss, die nach Artikel 16
Absatz 1 eine Begriindung darstellen, weshalb von der Anordnung der Riickforderung rechtswidrig gewahrter
Beihilfen abzusehen ist, wenn diese Riickforderung gegen einen allgemeinen Grundsatz des Unionsrechts
verstofen wiirde (*).

(203) Die Kommission stellt fest, dass Italien und CAMED in ihren Stellungnahmen zum Einleitungsbeschluss
argumentieren, der Beschluss der Kommission sei rechtswidrig und verstofle gegen die allgemeinen Grundsitze
der soliden Verwaltung, der Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes (siche Erwagungsgriinde 52 bis 54 und
91).

(*) Urteil des Gerichtshofs vom 24. November 1987, RSV/Kommission, 223/85, ECLLEU:C:1987:502.
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(204) Nach geltender Rechtsprechung des Gerichtshofs kann sich jeder auf den Grundsatz des Vertrauensschutzes
berufen, der von den zustindigen Behorden der Union klare, nicht an Bedingungen gekniipfte und tibereins-
timmende Auskiinfte aus zustdndiger, zuverldssiger Quelle erhalten hat (°). Diese Zusicherungen konnen nach
der Rechtsprechung explizit (z. B. durch direkte Mitteilung an den Mitgliedstaat iiber die Giiltigkeit einer
bestimmten Maffnahme) (") oder implizit (z. B. durch unangemessene Verzogerung des Verfahrens oder durch
Genehmigung vergleichbarer Regelungen in der Vergangenheit) (?) erfolgen. Aufler bei einem Vorliegen
aufergewohnlicher Umstinde ist eine Berufung auf berechtigtes Vertrauen grundsitzlich nur méglich, wenn diese
Beihilfe unter Beachtung des in Artikel 108 AEUV vorgesehenen Verfahrens gewihrt wurde (7).

(205) Die Kommission stellt fest, dass im vorliegenden Fall nicht gegen den Grundsatz des Vertrauensschutzes verstoffen
wurde. Wie in den Erwigungsgriinden 147 bis 150 erldutert wurde, hat Italien die Beihilfen niemals bei der
Kommission angemeldet. Ferner erteilte die Kommission keine klaren, nicht an Bedingungen gekniipften und
tibereinstimmenden Zusicherungen, dass es sich es bei der Manahme um keine Beihilfe oder um eine mit dem
Binnenmarkt vereinbare Beihilfe handelte (74).

(206) Der Grundsatz der Rechtssicherheit, ebenfalls nach Artikel 16 der Verfahrensverordnung, soll die Vorhersehbarkeit
von unter das Unionsrecht fallenden Tatbestinden und Rechtsbeziehungen sicherstellen, wodurch die Kommission
daran gehindert wird, unbegrenzt lange zu warten, ehe sie von ihren Befugnissen Gebrauch macht (7).

(207) Die Kommission kommt in Anbetracht der iiberaus spezifischen Umstdnde in dieser Sache zu dem Ergebnis, dass
der Grundsatz der Rechtssicherheit gegeniiber Italien nicht angemessen beriicksichtigt wurde.

(208) Die Kommission stellt fest, dass es Grund zu der Annahme gibt, dass i) die Kommission die Wahrnehmung ihrer
Befugnisse im Zusammenhang mit der Priifung der fraglichen Mafinahmen verzogert hat und dass ii) der an die
italienischen Behorden gerichtete implizite Hinweis der Kommission vor der Wiederaufnahme des Verfahrens im
Jahr 2013 fiir diese in Bezug auf die Rechtmafigkeit dieser Mafnahmen irrefithrend sein konnte (7).

(209) Zum einen hat die Kommission die Wahrnehmung ihrer Befugnisse im Zusammenhang mit der Priffung der
Mafinahmen verzogert. Im Marz 2006 iibermittelte sie ein Auskunftsersuchen an Italien, das am 3. April 2006
mit ausfihrlichen Informationen beantwortet wurde, aufgrund derer die Kommission hitte feststellen konnen,
dass es sich bei der zu priffenden Mafnahme um oOffentliche Unterstiitzung handelte. Die Kommissions-
dienststellen haben dieses Schreiben jedoch nicht weiter verfolgt, und die Akte wurde geschlossen. Erst sieben
Jahre spiter, nach einer formlichen Beschwerde im Februar 2013, wurde die Akte wieder geoffnet. Der
Einleitungsbeschluss erging schlieflich im Juni 2016.

(210) Zum andern war der implizite Hinweis der Kommission an Italien vor der Wiederaufnahme des Verfahrens im
Jahr 2013 geeignet, Italien hinsichtlich der RechtmiRigkeit irrezufithren. In seinem Schreiben vom 3. April 2006
brachte Italien vor, dass die fraglichen Trockendocks offentliche Infrastruktur seien und als solche nicht den
Leitlinien fiir den Schiffbau unterldgen. Die von Italien vorgelegten Informationen hitten die Kommission zu dem
Schluss fithren miissen, dass es sich bei der zu priifenden Maflnahme um 6ffentliche Unterstiitzung fur Schiffbau-
und Schiffsreparaturanlagen und damit um staatliche Beihilfen handelte, die bei der Kommission hitten
angemeldet werden miissen. Obwohl die Kommission iiber die Art des geforderten Investitionsvorhabens in
Kenntnis gesetzt wurde, ist sie im Zeitraum 2006 bis 2013 nicht titig geworden und hat keine weitere
Erkundigungen eingeholt und Italien damit signalisiert, dass seine Einstufung der Trockendocks als Hafeninfra-
struktur korrekt sei.

(211) Da zwischen der Antwort Italiens auf das Schreiben der Kommission und dem weiteren Auskunftsersuchen der
Kommission sieben Jahre vergingen, konnte Italien in diesem speziellen Fall in Anbetracht des Schweigens der
Kommission zu der Annahme gelangen, dass Italiens urspriinglicher Standpunkt, wonach die Mafinahme nicht
der Beihilfenkontrolle unterlag und somit keine Anmeldung erforderlich war, von der Kommission implizit
bestatigt wurde. Auch wenn grundsitzlich gilt, dass eine ausbleibende Reaktion der Kommission auf die Antwort
eines Mitgliedstaats an sich keinen Verstof gegen den Grundsatz der Rechtssicherheit darstellt, ist in diesem

(") Urteil des Gerichtshofs vom 16. Dezember 2010, Kahla Thiiringen Porzellan, C-537/08 P, ECLLEU:C:2010:769, Rn. 63 und zitierte
Rechtsprechung.

(™) Urteil des Gerichtshofs vom 11. Marz 1987, Van den Bergh en Jurgens/Kommission, 267/85, ECLLEU:C:1987:121, Rn. 44.

(") Urteil des Gerichtshofs vom 24. November 1987, RSV/Kommission, 223/85, ECLLEU:C:1987:502.

(") Urteil des Gerichtshofs vom 21. Marz 2013, HGA Srl u. a., C-630/11 P bis C-633/11 P, ECLLEU:C:2013:387, Rn. 134.

("*) Zur Definition des Grundsatzes des Vertrauensschutzes siche Urteil des Gerichtshofs vom 11. Mdrz 1987, Van den Bergh en
Jurgens/Kommission, 265/85, ECLLEU:C:1987:121, Rn. 44, und Urteil des Gerichtshofs vom 26. Juni 1990,Sofrimport/Kommission,
C-152/88, ECLLEU:C:1990:259, Rn 26; Urteil des Gerichts vom 18. Januar 2000,, Mehibas Dordtselaan/Kommission, T-290/97, ECLL
EU:T:2000:8, Rn. 59, und Urteil des Gerichts vom 9. Juli 2003, Kyowa Hakko Kogyo/Kommission, T-223/00, ECLEEU:T:2003:194, Rn.
51; zum Fehlen berechtigten Vertrauens bei Empfingern rechtswidrig gewdhrter Beihilfen siehe Urteil des Gerichtshofs vom
11. November 2004, Demesa und Territorio Histérico de Alava/Kommission, C-183/02 P und C-187/02 P, ECLLEU:C:2004:701, Rn.
44 und 45 und zitierte Rechtsprechung.

(”®) Siehe Urteil des Gerichtshofs vom 24. September 2002, Falck und Acciaierie di Bolzano/Kommission, C-74/00 P und C-75/00 P, ECLL
EU:C:2002:524, Rn. 140.

(%) Siehe Entscheidung 2007/256/EG der Kommission vom 20. Dezember 2006 iiber die Beihilferegelung, die Frankreich auf der
Grundlage von Artikel 39 CA des franzésischen Steuergesetzbuchs durchgefithrt hat — Staatliche Beihilfe C 46/2004 (ex NN 65/2004)
(ABL L 112 vom 30.4.2007, S. 41), und Urteil des Gerichtshofs vom 22. April 2008, Kommission/Salzgitter, C-408/04 P, ECLLEU:
C:2008:236,Rn. 106.
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speziellen Fall nicht nur Inaktivitit seitens der Kommission festzustellen, sondern auch ein impliziter Hinweis der
Kommissionsdienststellen an Italien, wodurch eine aufergewohnliche Kombination von Umstinden entstanden
ist. Deshalb hitte i) die siebenjdhrige Verzogerung des urspriinglichen Entscheidungsprozesses der Kommission
(durch Nichtverfolgung des urspriinglichen Schreibens Italiens vom 3. April 2006) in Verbindung mit ii) der
Inaktivitdt der Kommission, die in diesem speziellen Fall als stillschweigende Akzeptanz des Standpunkts Italiens
in Bezug auf die Ermittlung und Interpretation des rechtlichen Rahmens fir die Wirdigung der Mafnahme
interpretiert werden konnte, Zweifel an der RechtmaRigkeit der Mafnahmen aufkommen lassen und Italien davon
abhalten konnen, titig zu werden, um die betreffenden Mafnahmen ziigig mit den Beihilfevorschriften in
Einklang zu bringen.

(212) Um die Vorhersehbarkeit von unter das Unionsrecht fallenden Tatbestinden und Rechtsbeziehungen zu
gewidhrleisten, kommt die Kommission aufgrund der besonderen Umstinde in diesem Fall und der oben
aufgefilhrten Umstinde zu dem Schluss, dass Italien in diesem speziellen Fall nicht verpflichtet ist, die in
Abschnitt 5 genannten, mit dem Binnenmarkt unvereinbaren Beihilfen fiir die APN und fir CAMED
zuriickzufordern, die gewdhrt wurden, bevor die Kommission am 28. Februar 2013 ihr Auskunftsersuchen an
Italien iibermittelt hat, durch das dieses Beihilfeverfahren wieder aufgenommen wurde.

(213) Alle nach dem 28. Februar 2013 gewihrten Beihilfen, die mit dem Binnenmarkt unvereinbar sind, sind von den
Empfingern zuriickzufordern. Die Kommission stellt fest, dass Italien nach dem detaillierten Auskunftsersuchen
vom 28. Februar 2013 umfassend iiber die Zweifel der Kommission an der RechtmifSigkeit und der Vereinbarkeit
der Beihilfen mit dem Binnenmarkt informiert war.

(214) Wie in Erwiagungsgrund 178 festgestellt wurde, kommt die Kommission zu dem Ergebnis, dass der APN alle
fraglichen Maffnahmen vor dem 28. Februar 2013 gewidhrt wurden, dem Datum des Auskunftsersuchens, das die
Kommission nach der férmlichen Beschwerde von 2013 an Italien iibersandt hat. CAMED wurden alle fraglichen
Mafinahmen vor dem 28. Februar 2013 gewihrt, da der Konzessionsvertrag von 2004 den Rechtsanspruch des
Unternehmens auf die Beihilfe begriindete. Somit wurde keine der Beihilfemafinahmen, die Gegenstand dieser
Beihilfesache sind, nach dem 28. Februar 2013 gewihrt.

7.3. Riickforderung der Beihilfen von der APN und von CAMED

(215) In Anbetracht der besonderen Umstinde dieser Beihilfesache, die in den Erwédgungsgriinden 207 bis 211 und in
der Schlussfolgerung in Erwidgungsgrund 214 erldutert wurden, muss Italien weder von der APN noch von
CAMED Gelder zuriickfordern. Aus den gleichen Griinden schliefSt der vorliegende Beschluss kiinftige Zahlungen
in Bezug auf die spezifischen Beihilfebetrdge, die der APN (durch den im allgemeinen Rahmen des Gesetzes
Nr. 413/1998 angenommenen und in Verbindung mit dem Ministerialerlass vom 2. Mai 2001 zu lesenden
Ministerialerlass vom 27. Oktober 1999) und CAMED (durch den Konzessionsvertrag von 2004) vor dem
28. Februar 2013 gewéhrt wurden, nicht aus.

(216) Sollte Italien jedoch andere Beihilfemanahmen im Hafen von Neapel in Erwigung ziehen, wire es nach
Artikel 108 Absatz 3 AEUV verpflichtet, diese MafSnahmen bei der Kommission anzumelden, damit sie auf ihre
Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt gepriift werden konnen (es sei denn, dass die Malnahmen aufgrund der
Gruppenfreistellung von der Anmeldepflicht freigestellt sind) —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

(1)  Die staatlichen Beihilfen in Form von Investitionsbeihilfen, die Italien durch den im allgemeinen Rahmen des
Gesetzes Nr. 413/1998 angenommenen und in Verbindung mit dem Ministerialerlass vom 2. Mai 2001 zu lesenden
Ministerialerlass vom 27. Oktober 1999 der APN gewihrt und rechtswidrig unter Verletzung des Artikels 108 Absatz 3
des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union durchgefiihrt hat, sind mit dem Binnenmarkt unvereinbar.

(2)  Die staatlichen Beihilfen in Form der CAMED von der Hafenbehorde von Neapel eingerdumten zu niedrigen
Konzessionsgebithren, die Italien durch den von CAMED und der APN am 29. Juli 2004 unterzeichneten
Konzessionsvertrag unter Verletzung des Artikels 108 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europiischen
Union rechtswidrig durchgefithrt hat, sind mit dem Binnenmarkt unvereinbar.

Artikel 2

Italien ist nicht verpflichtet, die in Artikel 1 genannten Beihilfen zuriickzufordern.
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Artikel 3

Dieser Beschluss ist an die Italienische Republik gerichtet.

Briissel, den 20. September 2018

Fiir die Kommission
Margrethe VESTAGER

Mitglied der Kommission




	BESCHLUSS (EU) 2019/422 DER KOMMISSION vom 20. September 2018 über die staatliche Beihilfe SA 36112 (2016/C) (ex 2015/NN) Italiens zugunsten der Hafenbehörde von Neapel und von Cantieri del Mediterraneo S.p.A. (Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2018) 6037) (Nur der italienische Text ist verbindlich) (Text von Bedeutung für den EWR) 

